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EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikd 1 Begriffsbestimmungen

11.

12

13.

14.

Die in den vorliegenden Allgemeinen Bedingungen verwendeten Begriffsbestimmungen
sind im ,,Glossar*, Anhang A1 des Handbuchs fiir V ergabeverfahren im Rahmen von EU-
AulenmalRnahmen aufgefiihrt, welches integraler Bestandteil dieses Vertragsist.

Die Uberschriften und Titel in diesen Allgemeinen Bedingungen gelten nicht als
Bestandteil derselben und sind bei der Auslegung des Vertrags nicht zu beriicksichtigen.

Nach Maligabe des Zusammenhangs schliefien Worter, die in der Einzahl stehen, die
Mehrzahl ein und umgekehrt; im gleichen Sinne schliefdt die mannliche Form eines
Wortes die weibliche Form ein und umgekehrt.

Woeérter, die Personen oder Parteien bezeichnen, schlief3en Firmen und Gesellschaften
sowie andere rechtsfahige Einrichtungen ein.

Artikel 2: Recht und Sprache des Vertrags

2.1

2.2.

2.3.

Falls in den Besonderen Bedingungen nicht anderes vereinbart ist, gilt fir diesen Vertrag
das Recht des Landes des ¢ffentlichen Auftraggebers.

Auf ale Angelegenheiten, die nicht unter die vorliegenden Allgemeinen Bedingungen
fallen, findet das fur den Vertrag geltende Recht Anwendung.

Der Vertrag sowie samtliche Mitteilungen zwischen dem Auftragnehmer, dem
Auftraggeber und der Aufsicht oder ihren Vertretern sind in der in den Besonderen
Bedingungen festgel egten Sprache abzufassen.

Artikel 3: Rangordnung der Vertragsdokumente

Die Rangordnung der Vertragsdokumente ist den Angaben in den Besonderen
Bedingungen zu entnehmen.

Artikel 4: Mitteilungen

4.1.

4.2.

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes festgelegt ist, werden Mitteilungen
zwischen dem offentlichen Auftraggeber und/oder der Aufsicht einerseits und dem
Auftragnehmer andererseits auf dem Postweg, telegrafisch, fernschriftlich, Gber Fax oder
per E-Mail an die zu diesem Zweck von ihnen bezeichneten Anschriften gesendet oder
dort personlich abgegeben.

Verlangt der Absender eine Empfangsbestétigung, so gibt er diesin seiner Mitteilung an;
wenn fur den Eingang der Mitteilung eine Frist festgesetzt ist, muss er eine
Empfangsbestatigung verlangen. Auf jeden Fall hat der Absender ale erforderlichen
Schritte zu unternehmen, um den Empfang der Mitteilung sicherzustellen.
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4.3.

Sind im Auftrag Aufforderungen, Einwilligungen, Genehmigungen, Bescheinigungen
oder Entscheidungen vorgesehen, so bediirfen diese, sofern nichts anderes festgelegt ist,
der Schriftform, und die Begriffe ,auffordern®, ,einwilligen”, ,genehmigen”,
.bescheinigen“ bzw. ,entscheiden* sind in diesem Sinne zu verstehen. Derartige
Einwilligungen, Genehmigungen, Bescheinigungen oder Entscheidungen durfen nicht
unbegriindet zuriickgehalten oder verspétet zugestellt werden.

Artike 5; Aufsicht und Vertreter der Aufsicht

5.1.

5.2

5.3.

5.4.

Die Aufsicht fuhrt die im Auftrag bezeichneten Aufgaben aus. Die Aufsicht ist nicht
befugt, den Auftragnehmer von einer seiner vertraglichen Verpflichtungen zu entbinden,
es sel denn, diesist ausdrticklich im Auftrag festgel egt.

Die Aufsicht kann gelegentlich — wobei sie jedoch letztlich die Verantwortung behdlt —
ihr zugewiesene Aufgaben und Befugnisse auf den Vertreter der Aufsicht Ubertragen und
diese Ubertragung jederzeit widerrufen oder den Vertreter ersetzen. Diese Ubertragung
bzw. deren Widerruf oder die Ersetzung des Vertreters erfolgt in schriftlicher Form und
tritt erst dann in Kraft, wenn dem Auftragnehmer eine Ausfertigung zugestellt worden ist.
Die Verwaltungsanweisung, in der die Aufgaben, Befugnisse und die Identitét des
Vertreters der Aufsicht festgelegt sind, wird zeitgleich mit der Anordnung des Beginns
ausgestellt. Die Rolle des Vertreters der Aufsicht liegt in der Beaufsichtigung und
Inspektion der Bauleistungen sowie in der Untersuchung und Prifung der eingesetzten
Baustoffe und der Qualitét der Ausfihrung. Unter keinen Umstanden ist der Vertreter der
Aufsicht dazu befugt, den Auftragnehmer von seinen Pflichten im Rahmen des Auftrags
zu entbinden oder — sofern keine ausdricklichen diesbeziiglichen Anweisungen
nachstehend oder im Vertrag angegeben sind — Bauleistungen in Auftrag zu geben, die zu
einer Verlangerung des Durchfiihrungszeitraums oder zu zusétzlichen, durch den
offentlichen Auftraggeber zu entrichtenden Kosten flhren, oder Nebenangebote
bezlglich der Art oder des Umfangs der Bauleistung anzunehmen.

Eine vom Vertreter der Aufsicht gema? den Bedingungen dieser Ubertragung an den
Auftragnehmer Ubermittelte Mitteilung hat die gleiche Wirkung wie eine Mitteilung der
Aufsicht, wobei Folgendes gilt:

(@) Unterlésst esder Vertreter der Aufsicht, gegebenenfalls Bauarbeiten, Baustoffe oder
Anlagen zu beanstanden, so wird die Befugnis der Aufsicht, diese Bauarbeiten,
Baustoffe oder Anlagen zu beanstanden und die zur Behebung der Mange
erforderlichen Weisungen zu erteilen, davon nicht berdihrt.

(b) Der Aufsicht steht esfrei, diese Mitteilungen aufzuheben oder inhaltlich zu andern.

Weisungen und/oder Anordnungen der Aufsicht erfolgen im  Wege von
Verwaltungsanweisungen. Diese Verwaltungsanweisungen werden datiert, nummeriert
und von der Aufsicht registriert; Ausfertigungen dieser Anordnungen werden
gegebenenfalls dem Vertreter des Auftragnehmers personlich Ubergeben.

Artikel 6: Ubertragung

6.1. Eine Ubertragung ist nur in Form eines schriftlichen Vertrags guiltig, durch den der
Auftragnehmer seinen Auftrag ganz oder zum Teil auf einen Dritten Ubertragt.

6.2. Der Auftragnehmer darf ohne die vorherige schriftliche Einwilligung des offentlichen
Auftraggebers den Auftrag oder Teile des Auftrags oder einen aus dem Auftrag
erwachsenden Nutzen oder Anspruch nicht Ubertragen, es sei denn, im Falle:
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6.3.

6.4.

6.5.

(@) eines besonderen Rechts zugunsten des Kreditinstituts des Auftragnehmers an
auftragsgemal3 falligen oder fallig werdenden Zahlungen; oder

(o) einer Ubertragung der Schadensersatzanspriiche des Auftragnehmers gegeniiber
haftenden Dritten auf die Versicherer des Auftragnehmers, wenn die Versicherer die
Verluste oder Verbindlichkeiten des Auftragnehmers Gbernommen haben.

Im Sinne von Artikel 6 Absatz2 entbindet die Zustimmung des offentlichen
Auftraggebers zu einer Ubertragung den Auftragnehmer nicht von seinen
Verpflichtungen in Bezug auf den bereits ausgefihrten Teil des Auftrags oder den nicht
Ubertragenen Teil.

Hat der Auftragnehmer seinen Auftrag ohne Genehmigung Ubertragen, so kann der
offentliche Auftraggeber ohne férmliche Ankiindigung die in den Artikeln 63 und 64
vorgesehenen Sanktionen fir Vertragsbruch von Rechts wegen anwenden.

Unternehmen, denen Auftrége Ubertragen werden, missen die fur die Vergabe des
Auftrags geltenden Auswahlkriterien erfillen. Sie dirfen sich in keiner der Situationen
befinden, welche in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs fir Vergabeverfahren im Rahmen
von EU-AuRenmal3nahmen aufgefiihrt werden und durch die sie von der Mitwirkung an
Auftrégen ausgeschl ossen werden.

Artikel 7: Vergabe von Unterauftragen

7.1

7.2.

7.3.

7.4.

7.5.

Ein Unterauftrag ist nur in Form eines schriftlichen Vertrags guiltig, durch den der
Auftragnehmer einem Dritten einen Teil seines Auftrags zur Durchfiihrung Gberl&sst.

Der Auftragnehmer darf Unterauftrége nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung des
offentlichen Auftraggebers vergeben. Der offentliche Auftraggeber wird Uber die mittels
Unterauftrag vergebenen Bauleistungen sowie Uber die Identitét der Unterauftragnehmer
unterrichtet. Der offentliche Auftraggeber gibt dem Auftragnehmer unter gebiihrender
Beriicksichtigung von Artikel 4 Absatz 3 binnen 30 Tagen nach Erhalt der Mitteilung
seine Entscheidung bekannt, die mit einer Begrindung zu versehen ist, wenn er die
Genehmigung nicht erteilt.

Unterauftragnehmer missen die fir die Vergabe des Auftrags geltenden
Auswahlkriterien erfillen. Sie dirfen sich in keiner der Situationen befinden, welche in
Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs fir Vergabeverfahren im Rahmen von EU-
Aulenmalnahmen aufgef iihrt werden und durch die sie von der Mitwirkung an Auftragen
ausgeschlossen werden.

Vorbehaltlich des Artikels 52 werden zwischen dem offentlichen Auftraggeber und den
Unterauftragnehmern keine vertraglichen Beziehungen hergestellt.

Der Auftragnehmer haftet fur die Handlungen, Versdumnisse und Unterlassungen seiner
Unterauftragnehmer und deren Bevollméchtigten oder Beschéftigten als handelte es sich
um die Handlungen, Versaumnisse oder Unterlassungen des Auftragnehmers, seiner
Bevollméchtigten oder Mitarbeiter. Die vom &ffentlichen Auftraggeber erteilte
Genehmigung der Vergabe eines Teils des Auftrags oder der Ausfihrung eines Teils der
Bauleistungen durch den Unterauftragnehmer entbindet den Auftragnehmer von keiner
seiner Verpflichtungen im Rahmen des Auftrags.
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7.6.

1.7.

7.8.

Ist ein Unterauftragnehmer gegeniber dem Auftragnehmer in Bezug auf die von ihm
ausgefuhrten Bauleistungen oder gelieferten Waren, Baustoffe, Anlagen oder erbrachten
Dienstleistungen Verpflichtungen eingegangen, die zeitlich Uber die vertragliche
Gewahrleistungsfrist hinaus andauern, so Ubertrégt der Auftragnehmer nach Ablauf dieser
Frist auf Antrag und auf Kosten des 6ffentlichen Auftraggebers unverziiglich den sich aus
diesen Verpflichtungen ergebenden Nutzen flr deren Restlaufzeit auf den offentlichen
Auftraggeber.

Geht der Auftragnehmer ohne Genehmigung einen Vertrag Uber eine Vergabe von
Unterauftrégen ein, so kann der 6ffentliche Auftraggeber ohne formliche Ankindigung
die in den Artikeln 63 und 64 vorgesehenen Sanktionen fir Vertragsbruch von Rechts
wegen anwenden.

Stellt der offentliche Auftraggeber oder die Aufsicht fest, dass ein Unterauftragnehmer
nicht imstande ist, seine Aufgaben auszufiihren, so kann der 6ffentliche Auftraggeber
oder die Aufsicht unverziglich verlangen, dass der Auftragnehmer ersatzweise einen
Unterauftragnehmer stellt, dessen Qualifikationen und Erfahrung fir den offentlichen
Auftraggeber annehmbar sind, oder dass er die Ausfihrung der Aufgaben selber
Ubernimmt.

PFLICHTEN DESOFFENTLICHEN AUFTRAGGEBERS

Artikel 8: Uberlassung von Unterlagen

8.1.

8.2.

8.3.

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, stellt die Aufsicht
binnen 30 Tagen nach Unterzeichnung des Vertrags dem Auftragnehmer kostenlos ein
Duplikat der Zeichnungen fur die Durchfiihrung der Aufgaben sowie zwei Abschriften
der Spezifikationen und sonstigen Auftragsunterlagen zur Verfigung. Der Auftragnehmer
kann zusétzlich Duplikate dieser Zeichnungen, Spezifikationen und sonstigen Unterlagen
erwerben, sofern diese erhdtlich sind. Nach der Endabnahme gibt der Auftragnehmer alle
Zeichnungen, die Spezifikationen und sonstigen Auftragsunterlagen an die Aufsicht
zurdck.

Sofern es nicht fir die Zwecke des Auftrags erforderlich ist, dirfen die Zeichnungen,
Spezifikationen und sonstige vom o&ffentlichen Auftraggeber zur Verfligung gestellte
Unterlagen nicht ohne vorherige Zustimmung der Aufsicht vom Auftragnehmer
verwendet oder von ihm an Dritte weitergegeben werden.

Die Aufsicht ist befugt, dem Auftragnehmer Verwaltungsanweisungen mit den
zusétzlichen Unterlagen und Weisungen zuzustellen, die fir die ordnungsgeméaiie und
angemessene Ausfihrung der Bauleistungen und die Behebung von Mangeln erforderlich
sind.

Artike 9: Zugang zur Baustelle

9.1.

Der offentliche Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer rechtzeitig und nach Mal’gabe
des Arbeitsfortschritts die Baustelle und den Zugang zu ihr geméaR dem in diesen
Allgemeinen Bedingungen genannten Durchfihrungsprogramm zur Verfiigung. Gemaid
den Besonderen Bedingungen und wie in den entsprechenden Verwaltungsanwei sungen
vorgeschrieben, gibt der Auftragnehmer Dritten in angemessener Weise Gelegenheit, ihre
Arbeiten durchzuf ihren.
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9.2.

9.3.

9.4.

Der Auftragnehmer verwendet Grundstiicke, die ihm vom offentlichen Auftraggeber zur
Verflgung gestellt werden, nur fir die Zwecke der Auftragserfillung.

Der Auftragnehmer tragt dafir Sorge, dass ihm zur Verfligung gestellte Gebdude
wahrend der Belegung in einem guten Zustand erhalten werden und dass, falls der
oOffentliche Auftraggeber oder die Aufsicht dies verlangt, ihr urspriinglicher Zustand nach
Erfillung des Auftrags unter Berlicksichtigung der normalen  Abnutzung
wiederhergestellt wird.

Der Auftragnehmer hat keinen Anspruch auf Vergitung flr bauliche Verbesserungen
infolge von Arbeiten, die er von sich aus veranlasst hat.

Artikd 10: Unterstiitzung hinsichtlich der drtlichen Vorschriften

10.1.

10.2.

Der Auftragnehmer kann den offentlichen Auftraggeber ersuchen, ihn bei der
Beschaffung der Texte von Gesetzen, Vorschriften und Informationen Uber die ortlichen
Gebréauche, Anordnungen oder Verordnungen des Landes, in dem die Bauleistungen
erbracht werden, die sich auf den Auftragnehmer bel der Erflllung seiner
Verpflichtungen im Rahmen des Auftrags auswirken konnten, zu unterstitzen. Der
offentliche Auftraggeber kann dem Auftragnehmer auf dessen Kosten die erbetene
Unterstiitzung gewéhren.

Vorbehaltlich der fir ausléndische Arbeitskréfte geltenden Gesetze und Vorschriften des
Landes, in dem die Bauleistungen ausgefuhrt werden sollen, unternimmt der 6ffentliche
Auftraggeber ale notwendigen Schritte, um dem Auftragnehmer die Beschaffung der
vorgeschriebenen Visa und Genehmigungen einschliefllich der Arbeitss und
Aufenthaltserlaubnis fir die Arbeitskrafte, deren Einsatz der Auftragnehmer und der
offentliche Auftraggeber fir erforderlich halten, sowie die Beschaffung der
Aufenthaltsgenehmigungen fur die Familien der Arbeitskréfte zu erleichtern.

Artikel 11: Verzbgerte Zahlungen an das Personal des Auftragnehmers

Ist bei der Zahlung von fdligen Lohnen und Gehdltern sowie von in den
Rechtsvorschriften des Staates der Auftragsausfihrung vorgesehenen Zulagen und
Beitrégen an das Personal des Auftragnehmers Verzug eingetreten, so kann der ¢ffentliche
Auftraggeber dem Auftragnehmer mitteilen, dass er innerhalb von 15 Tagen nach dieser
Mitteilung diese Lohne, Gehélter, Zulagen und Beitrége unmittelbar zahlen wird. Sollte
der Auftragnehmer die Féalligkeit dieser Zahlungen bestreiten, so hat er dem 6ffentlichen
Auftraggeber innerhalb der finfzehntagigen Frist eine mit Grinden versehene Darstellung
des Sachverhalts zu Ubermitteln. Gelangt der Offentliche Auftraggeber nach Priifung
dieser Darstellung zu der Auffassung, dass die Lohne und Gehdlter zu zahlen sind, so
kann er diese Ldhne, Gehdlter, Zulagen und Beitrdge aus Mitteln, die dem Auftragnehmer
zustehen, zahlen. Anderenfalls kann er Mittel aus den gemdld diesen Allgemeinen
Bedingungen gestellten Sicherheiten heranziehen. Etwaige Malinahmen des offentlichen
Auftraggebers gemald diesem Artikel entbinden den Auftragnehmer nur insoweit von
seinen Verpflichtungen gegenlber seinem Personal, as aufgrund dieser Mal3nahmen
entsprechende Verpflichtungen erflllt werden konnen. Der offentliche Auftraggeber
Ubernimmt mit diesen Mal3nahmen gegentiber dem Personal des Auftragnehmers keinerlel
V erantwortung.
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PFLICHTEN DESAUFTRAGNEHMERS

Artikel 12: Allgemeine Pflichten

12.1.

12.2.

12.3.

12.4.

12.5.

12.6.

Der Auftragnehmer plant die Bauleistungen mit der gebotenen Umsicht und Sorgfalt
gemal den Vertragsbestimmungen, und zwar in dem im Auftrag festgelegten Umfang,
flhrt diese aus und stellt sie fertig und behebt alle dabei auftretenden Mangel. Der
Auftragnehmer tragt Sorge fir Bauleitung, Personal, Baustoffe, Anlagen, Ausriistung und
ale sonstigen Gegenstdnde, die zeitweise oder sténdig zur Planung, Ausfiihrung und
Fertigstellung sowie zur Behebung etwaiger Mangel bendtigt werden, sofern dies im
Auftrag bestimmt ist oder sich diesem billigerwei se entnehmen |8sst.

Der Auftragnehmer Gbernimmt fir die Zweckmafiigkeit und Sicherheit der im Rahmen
des Auftrags angewandten Arbeitsverfahren und Konstruktionsmethoden sowie fir die
Stabilitdt der errichteten Bauwerke die volle Verantwortung.

Der Auftragnehmer hat die von der Aufsicht erlassenen Verwaltungsanweisungen
einzuhalten. Ist er der Auffassung, dass die Anforderungen einer Verwaltungsanweisung
die Befugnisse der Aufsicht oder den Geltungsbereich des Auftrags Uberschreiten, so hat
er dies der Aufsicht binnen einer Ausschlussfrist von 30 Tagen nach Erhalt dieser
Anweisung unter Angabe von Grinden mitzuteilen. Die Ausfihrung der
V erwaltungsanwei sung wird wegen des Einspruchs nicht ausgesetzt.

Der Auftragnehmer hat ale geltenden Gesetze und Vorschriften des Staates des
offentlichen Auftraggebers einzuhalten und zu beachten und daflir Sorge zu tragen, dass
sein Personal, dessen Angehdrige sowie seine ¢rtlichen Beschéftigten ebenfalls diese
Gesetze und Vorschriften einhalten und beachten. Der Auftragnehmer entschadigt den
Offentlichen Auftraggeber im Falle von Ansprichen und Verfahren infolge einer
Ubertretung dieser Gesetze und Vorschriften durch den Auftragnehmer, seine
Beschéftigten und deren Angehdrige.

Fals der Auftragnehmer oder ener seiner Unterauftragnehmer, Mitarbeiter,
Bevollméchtigten oder Angestellten irgendeiner Person ein Bestechungsgeld, ein
Geschenk, eine Zuwendung oder eine Provision als Anreiz oder Belohnung anbietet oder
darin einwilligt, esihr anzubieten oder zukommen zu lassen, oder esihr zukommen l&sst,
damit eine Handlung im Zusammenhang mit dem Auftrag oder einem anderen Vertrag
mit dem Offentlichen Auftraggeber unternommen oder unterlassen wird oder damit eine
Person im Zusammenhang mit dem Auftrag oder einem anderen Vertrag mit dem
offentlichen Auftraggeber benachteiligt oder beginstigt wird, so kann der 6ffentliche
Auftraggeber unbeschadet aller dem Auftragnehmer aus dem Auftrag erwachsenden
Rechte diesen Vertrag kindigen, in diesem Fall werden die Artikel 63 und 64
angewandt.

Der Auftragnehmer hat alle Unterlagen und Informationen, die er im Zusammenhang mit
dem Auftrag erhdlt, as streng vertraulich zu behandeln und darf ohne die vorherige
schriftliche Zustimmung des éffentlichen Auftraggebers oder der Aufsicht Einzelheiten
des Auftrags nur — nach Rucksprache mit dem Auftraggeber — vertffentlichen oder
bekannt machen, soweit dies fur die Ausfihrung des Auftrags erforderlich sein konnte. Ist
die Notwendigkeit einer Veroffentlichung oder Bekanntmachung zu Auftragszwecken
strittig, so liegt die endgiltige Entscheidung hiertiber beim offentlichen Auftraggeber.
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12.7. Ist der Auftragnehmer ein Joint Venture oder ein Konsortium von zwei oder mehr
Personen, so haften diese Personen gesamtschuldnerisch fur die Erflllung der
V ertragsbestimmungen gemal3 dem Recht des Staates des 6ffentlichen Auftraggebers und
betrauen auf Ersuchen des Auftraggebers eine dieser Personen mit der Federfiihrung und
der Vollmacht, rechtsverbindlich fir das Joint Venture oder das Konsortium zu handeln.
Die Zusammensetzung oder die Satzung des Joint Venture oder des Konsortiums darf
ohne vorherige Zustimmung des 6ffentlichen Auftraggebers nicht geéndert werden.

12.8. Sofern die Europdische Kommission keine anderslautenden Forderungen stellt oder
Vereinbarungen trifft, muss der Auftragnehmer die notwendigen Mal3nahmen ergreifen,
um die Sichtbarkeit der Finanzierung bzw. Kofinanzierung der Européschen Union zu
gewdhrleisten. Diese miissen den von der Kommission verdffentlichten Regeln Uber die
Sichtbarkeit von Auf3enmal3nahmen entsprechen.

12.9. Der Auftragnehmer hdt international vereinbarte Kernarbeitsnormen wie die
einschlagigen Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation ein (z. B. die
Ubereinkommen zur Versammlungsfreiheit und zu Tarifverhandlungen, zur Abschaffung
von Zwangs- oder Pflichtarbeit, zur Abschaffung jeglicher Diskriminierung in
Beschéftigung und Beruf sowie zur Abschaffung der Kinderarbeit).

12.10.Die Ausfiihrung des Vertrags darf keinen Anlass fir auf3erordentliche Geschaftsausgaben
geben. Kommt es zu derartigen aufRerordentlichen Geschéftsausgaben, wird der Vertrag
gekindigt. Zu diesen aul3erordentlichen Geschéftsausgaben gehdren Provisionen, die im
Hauptvertrag nicht erwdhnt sind oder die sich nicht aus einem vorschriftsmafdig
geschlossenen Vertrag mit Bezug auf den Hauptvertrag ergeben, Provisionen, die nicht
die Vergitung fur eine tatséchlich erbrachte rechtméidige Leistung sind, Provisionen, die
in ein Steuerparadies Uberwiesen werden, sowie Provisionen, die an einen nicht eindeutig
bezeichneten Empfanger oder an eine Gesellschaft gezahlt werden, die ale Merkmale
einer Scheingesellschaft aufweist.

12.11.Alle Aufzeichnungen sind ab dem Zeitpunkt der Abschlusszahlung zu dem Vertrag fir
einen Zeitraum von sieben Jahren aufzubewahren. Das Versaumnis, derartige
Aufzeichnungen zu fihren, stellt einen Vertragsbruch dar und kann zur Kiindigung des
Vertrags fihren.

Artikel 12a: Vertrage fur Planung und Bau

Fir reine Planungss und Bauauftrége fihrt der Auftragnehmer die Planung der
Bauleistungen mit Hilfe erfahrener Planer, die die vom &ffentlichen Auftraggeber
festgelegten Kriterien erfillen, durch und Ubernimmt die Verantwortung hierfir. Er
entwirft die erforderlichen technischen Unterlagen gema3 den in den Besonderen
Bedingungen und in den technischen Spezifikationen festgelegten Bestimmungen. Diese
Unterlagen sind gemél3 den Besonderen Bedingungen der Aufsicht zur Genehmigung
vorzulegen und konnen auf Kosten des Auftragnehmers korrigiert werden, um die
vertraglichen Voraussetzungen des offentlichen Auftraggebers zu erfillen und Fehler,
Auslassungen, Zweideutigkeiten, Inkonsistenzen und andere Planungsméangel zu
beseitigen. Der Auftragnehmer schult das Personal des offentlichen Auftraggebers und
Ubergibt und aktualisiert die detaillierten Unterlagen sowie die Betriebs- und
Wartungsanl eitungen geméal3 den Besonderen Bedingungen.

Artikel 13- Baubetriebdeitung
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13.1.

13.2.

13.3.

Der Auftragnehmer Ubernimmt selbst die Baubetriebsleitung oder bestellt dazu einen
Vertreter. Die Bestellung des Vertreters bedarf der Zustimmung der Aufsicht. Die
Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden. Verweigert die Aufsicht ihre
Zustimmung oder widerruft sie die Zustimmung zu der Bestellung des Vertreters, so teilt
sie dies durch einen mit Grinden versehenen Bescheid mit; in diesem Fall benennt der
Auftragnehmer unverziglich einen anderen Vertreter und ersucht die Aufsicht um
Zustimmung zu dessen Bestellung. Als Anschrift des Vertreters des Auftragnehmers gilt
die vom Auftragnehmer angegebene Zustellungsanschrift.

Widerruft die Aufsicht ihre Zustimmung zum Vertreter des Auftragnehmers, so zieht der
Auftragnehmer den Vertreter so bald wie mdglich nach Erhalt des Bescheids Uber einen
solchen Widerruf von den Arbeiten ab und ersetzt ihn durch einen anderen Vertreter, flr
den die Aufsicht ihre Zustimmung erteilt hat.

Der Vertreter des Auftragnehmers besitzt die uneingeschrankte Befugnis, die fur die
Ausfihrung der Bauleistungen erforderlichen  Entscheidungen zu  treffen,
Verwaltungsanweisungen entgegenzunehmen und auszufiihren und das in Artikel 39
genannte Bautagebuch oder gegebenenfalls en entsprechendes Loseblattheft
gegenzuzeichnen. In jedem Fall ist der Auftragnehmer fir die ordnungsgemélde
Ausfihrung der Bauleistungen verantwortlich und hat dabei auch dafiir zu sorgen, dass
sein eigenes Personal wie auch die Unterauftragnehmer und deren Personal die
Vorschriften und die V erwaltungsanwei sungen befolgen.

Artikel 14; Arbeitskrafte

14.1.

14.2.

Der Auftragnehmer muss eine ausreichende Zahl von Personen beschéftigen und das
menschliche Potenzial des Staates, in dem die Arbeiten durchgefihrt werden, in
optimalem Umfang nutzen. Diese Arbeitskréfte missen Uber die fir den geordneten
Verlauf der Arbeiten und die ordnungsgeméle Ausfihrung der Bauleistungen
erforderliche Befdhigung und Erfahrung verfiigen. Der Auftragnehmer hat Arbeitskréfte,
von denen ihm die Aufsicht schriftlich und unter Angabe von Grinden mitteilt, dass sie
die ordnungsgemaiie Ausfihrung der Bauleistungen geféhrden kdnnten, unverziiglich zu
ersetzen.

Der Auftragnehmer trifft selbst Vorkehrungen fur die Einstellung aler Mitarbeiter und
Arbeitskréfte. Fir die Beschéftigten auf der Baustelle gelten mindestens die in den
Rechtsvorschriften des Staates der Auftragsausfiihrung vorgesehenen Vergitungssétze
und allgemeinen Arbeitsbedingungen.

Artikd 15 Erfullungsgarantie (Liefergarantie)

15.1.

15.2.

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes festgelegt ist, leistet der
Auftragnehmer bel Ricksendung des gegengezeichneten Vertrags dem Auftraggeber eine
Garantie fur die vollsténdige und ordnungsgemaél3e Ausfihrung des Auftrags. Die Hohe
der Garantie wird in den Besonderen Bedingungen festgelegt und liegt zwischen 5 und
10% des vertraglich vereinbarten Preises einschliefdlich des Betrages etwaiger
Zusatzauftrége.

Die Erfullungsgarantie dient der Entschadigung des offentlichen Auftraggebers fir
Verluste, die entstehen, wenn der Auftragnehmer seine Verpflichtungen im Rahmen des
Auftrags nicht vollstdndig und ordnungsgemald erfillt.

November 2010 (aktualisiert im Mé&rz 2011) Seite 10 von 50
DEVCO-2011-00118-00-44-DE-TRA-00.DOC



15.3. Die Erflllungsgarantie ist im Vertrag vorgegeben zu gestalten; sie kann in Form einer
Bankgarantie, eines Bankwechsels, eines bestdtigten Schecks, einer von einer
Versicherungss und/oder einer Kautionsversicherungsgesellschaft — abgegebenen
Burgschaftserkldrung, eines unwiderruflichen Akkreditivs oder in Form einer Bareinlage
beim &ffentlichen Auftraggeber beigebracht werden. Soll die Erfillungsgarantie in Form
einer Bankgarantie, eines Bankwechsels, eines bestétigten Schecks oder einer
Blrgschaftserkléarung beigebracht werden, so ist sie von ener Bank oder
Kautionsversicherungs- und/oder Versicherungsgesellschaft abzugeben, die vom
offentlichen Auftraggeber akzeptiert wird.

15.4. Sofern die Besonderen Bedingungen nichts anderes vorsehen, ist die Erfullungsgarantie
anteilmaidig in den Wahrungen auszustellen, in denen die Auftragssumme zahlbar ist.

15.5. Eswerden keine Zahlungen an den Auftragnehmer geleistet, bevor die Erfllungsgarantie
beigebracht worden ist. Die Erflllungsgarantie gilt solange, bis der Auftrag vollstandig
und ordnungsgemafd ausgefuhrt worden ist.

15.6. Ist wahrend der Ausfiihrung eines Auftrags die natirliche oder juristische Person, die die
Sicherheit leistet, nicht in der Lage, ihre Verpflichtungen einzuhalten, so verliert die
Erfllungsgarantie ihre Geltung. Der ¢ffentliche Auftraggeber fordert den Auftragnehmer
formlich auf, unter den gleichen Bedingungen eine neue Sicherheit zu stellen. Stellt der
Auftragnehmer keine neue Sicherheit, kann der 6ffentliche Auftraggeber den Vertrag
kundigen.

15.7. Der offentliche Auftraggeber verlangt entsprechend den Bedingungen der
Erfullungsgarantie und bis zu ihrer Hohe aus dieser Sicherheit die Zahlung der Betrége,
fur die der Birge aufgrund der Nichterflllung des Auftrags durch den Auftragnehmer
haftet. Der Blrge hat diese Betrdge auf Antrag des offentlichen Auftraggebers
unverziglich auszuzahlen und darf aus keinerlei Griinden Einwénde erheben. Bevor der
offentliche Auftraggeber eine Forderung hinsichtlich der Erflillungsgarantie erheben
kann, hat er den Auftragnehmer unter Angabe der Art der Vertragsverletzung, aufgrund
deren die Forderung erhoben wird, zu unterrichten.

15.8. Sofern im Auftrag nichts anderes vorgesehen ist, erfolgt die Freigabe der
Erfallungsgarantie binnen 45 Tagen nach Erstellung der in Artikel 51 genannten
unterzeichneten Schlussabrechnung fur den Gesamtbetrag, mit Ausnahme von Betragen,
die Gegenstand gitlicher Regelungen, Schlichtungen oder Rechtsstreitigkeiten sind.

Artikel 16: Versicherung

16.1. Der Auftragnehmer hat im Namen des 6ffentlichen Auftraggebers und im eigenen Namen
eine Versicherung gegen Verluste und Schaden abzuschlief3en, fir die er im Rahmen des
Auftrags haftet. Sofern die Besonderen Bedingungen nichts anderes vorsehen, deckt
dieser Versicherungsvertrag Folgendes:

(@) die Bauleistungen einschliefdlich der dazugehtrigen Stoffe und Anlagen bis zum
vollen Wiederbeschaffungswert gegen Verlust oder Beschadigung aus gleich
welcher Ursache, auf3er durch hthere Gewalt oder durch Risiken, die gemal? dem
Auftrag vom 6ffentlichen Auftraggeber zu vertreten sind;

(b) einen zusétzlichen Betrag in Hohe von 15 % der Wiederbeschaffungskosten oder in
der in den Besonderen Bedingungen festgelegten Hohe zur Deckung zusétzlicher
bei und durch Verlustausgleich oder Schadenersatz entstehender Kosten
einschlieflich Honoraren, Abrisskosten und Kosten fir die Beseitigung eines Teils
des Baukdrpers und von Schutt jedweder Art;
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(c) die Ausriistung des Auftragnehmers und andere vom Auftragnehmer auf die
Baustelle gebrachte Gegenstdnde in HoOhe eines Betrages, der fir die
Ersatzbeschaffung auf der Baustelle ausreicht.

16.2. Der Auftragnehmer kann den in Artikel 16 Absatz 1 vorgesehenen Versicherungsvertrag
durch eine Rahmenpolice ersetzen, wenn diese unter anderem die in Artikel 16 Absatz 1
Buchstaben a bis ¢ aufgefihrten Werte abdeckt. In diesem Fall hat der Auftragnehmer
dem Versicherer den Anspruch des 6ffentlichen Auftraggebers mitzuteilen.

16.3. Der Auftragnehmer hat einen Versicherungsvertrag abzuschlief3en, der seine Haftung bei
Arbeitsunféllen und seine zivilrechtliche Haftung bei Schaden abdeckt, die dem von ihm
fur die Bauarbeiten beschéftigten Personal, dem &ffentlichen Auftraggeber oder dessen
Beschéftigten im Zusammenhang mit der Durchfihrung der Arbeiten entstehen. Fir
Koérperschaden ist die Haftung unbegrenzt.

16.4. Der Auftragnehmer hat einen Versicherungsvertrag abzuschlie?en, der seine
Risikohaftung und seine zivilrechtliche Haftung fir ene von ihm, seinen
Rechtsnachfolgern oder seinen Bevollméchtigten zu vertretende Handlung oder
Unterlassung deckt. Die Versicherungssumme muss sich mindestens auf den in den
Besonderen Bedingungen genannten Betrag belaufen. Dariliber hinaus hat er dafir Sorge
Zu tragen, dass alle seine Unterauftragnehmer einen entsprechenden V ersicherungsvertrag
abgeschlossen haben.

16.5. Die in diesem Artikel genannten Versicherungsvertrdge sind innerhalb von 30 Tagen
nach der Bekanntgabe des Zuschlags abzuschlieffen und unterliegen der Zustimmung des
offentlichen Auftraggebers. Die Versicherungen miissen vom Beginn der Arbeiten bis zur
endgiltigen Abnahme der Bauleistungen wirksam sein. Der Auftragnehmer hat dem
offentlichen Auftraggeber die Versicherungspolice vorzulegen und auf Verlangen des
offentlichen Auftraggebers oder der Aufsicht unverziglich den Nachweis Uber die
regelméallige Zahlung der Préamien zu erbringen.

16.6. Unbeschadet der Versicherungspflicht des Auftragnehmers gemdald Artikel 16 haftet
ausschliefdlich der Auftragnehmer; dieser hat den oOffentlichen Auftraggeber und die
Aufsicht im Falle von Forderungen aufgrund von Sach- oder Korperschaden, die bei der
Ausfihrung der Bauleistungen durch den Auftragnehmer, seine Unterauftragnehmer und
seine Beschéftigten in Verbindung mit den Arbeiten verursacht wurden, zu entschadigen.

Artikel 17: Programm fr die Durchfihrung der Aufgaben

17.1. Nach Abschluss desim Angebot aufgefiihrten Arbeitsprogramms legt der Auftragnehmer
innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Bescheids Uber die Zuschlagserteilung der
Aufsicht ein Programm fir die Durchfiihrung der Aufgaben vor, das nach Téatigkeiten und
Monaten aufgeschlisselt ist und die folgenden Informationen beinhaltet:

(@) die vom Auftragnehmer fir die Ausfihrung der Bauleistungen vorgeschlagene
Reihenfolge;

(b) dieFristen fir die Vorlage und die Genehmigung der Zeichnungen;

(c) en Organigramm mit den Namen, Qualifikationen und Lebenddufen der
Mitarbeiter, die auf der Baustelle die Verantwortung tragen;

(d) eine allgemeine Beschreibung der Methoden, einschliefdlich der Reihenfolge nach
Monat und Art, die der Auftragnehmer fir die Ausfihrung der Bauleistungen
vorschlagt;
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17.2.

17.3.

(e) einen Plan fur die Absteckung und Organisation der Baustelle;
(f)  weitere Einzelheiten und Angaben, die die Aufsicht billigerweise verlangen kann.

Die Aufsicht sendet diese Unterlagen innerhalb von zehn Tagen nach Erhalt mit ihrer
Genehmigung oder relevanten Anmerkungen an den Auftragnehmer zuriick, sofern die
Aufsicht den Auftragnehmer innerhalb dieser zehntégigen Frist nicht Uber eine
gewlnschte Sitzung unterrichtet hat. Die Genehmigung des Programms durch die
Aufsicht entbindet den Auftragnehmer nicht von seinen Verpflichtungen im Rahmen des
Auftrags.

Ohne Genehmigung der Aufsicht ist keine wesentliche Anderung des Programms
zulassig. Entspricht jedoch der Arbeitsfortschritt nicht dem Programm, kann die Aufsicht
den Auftragnehmer anweisen, das Programm zu Uberarbeiten und ihm das Uberarbeitete
Programm zur Genehmigung vorzulegen.

Artikel 18: Detaillierte Preisaufschliisselung

18.1.

18.2.

Sofern nicht bereits in seinem Angebot enthalten, hat der Auftragnehmer binnen einer
Frist von hdchstens 20 Tagen nach dem begrindeten Verlangen der Aufsicht eine
detaillierte Aufschlisselung seiner Vergutungssdtze und Preise vorzulegen, falls eine
solche Aufschlisselung im Rahmen des Auftrags ben6tigt wird.

Innerhalb von 30 Tagen nach dem Bescheid Uber die Auftragserteilung hat der
Auftragnehmer der Aufsicht nur zu deren Unterrichtung einen genauen, in Quartale
unterteilten Mittelverwendungsvoranschlag fur alle Zahlungen vorzulegen, auf die er
auftragsgemal’ Anspruch haben kann. In der Folge unterbreitet er auf Antrag der Aufsicht
in vierteljahrlichen Abstdnden Uberarbeitete Mittel verwendungsvoranschldge. Aus dieser
Mitteilung erwédchst dem Offentlichen Auftraggeber oder der Aufsicht keinerlei
Verbindlichkeit.

Artikel 19: Zeichnungen des Auftragnehmers

19.1.

Der Auftragnehmer legt der Aufsicht Folgendes zur Genehmigung vor:

(@) dle im Auftrag aufgeflhrten Zeichnungen, Unterlagen, Probestiicke und/oder
Modelle innerhalb der dort oder im Programm fir die Durchfihrung der Aufgaben
gesetzten Fristen;

(b) aleZzeichnungen, die die Aufsicht fur die Durchfiihrung der Aufgaben billigerweise
anfordern kann;.

(c) Bei Bricken und anderen Stahlbetonkonstruktionen fihrt der Auftragnehmer die
erforderlichen Bodenuntersuchungen durch, bevor er mit der Arbeit am Fundament
beginnt. Der Auftragnehmer CUbermittelt der Aufsicht die Ergebnisse dieser
Untersuchungen sowie die Berechnungen fir das Fundament in dreifacher
Ausfiihrung mindestens einen Monat vor Beginn der betreffenden Bauarbeiten.

(d) Der Auftragnehmer erstellt auf eigene Kosten alle Grund- und Bauzeichnungen
sowie andere Unterlagen und Gegensténde, die fir die ordnungsgemale Ausfihrung
des Auftrags erforderlich sind, insbesondere Zeichnungen, statische Berechnungen
und Bewehrungsplane fir Stahlbetonkonstruktionen. Der Auftragnehmer legt alle
Grund- und Bauzeichnungen, Bewehrungspldne, statische Berechnungen und
anderen Unterlagen oder Gegenstande, die der Genehmigung durch die Aufsicht
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bedurfen, mindestens einen Monat vor Beginn der betreffenden Bauarbeiten in
dreifacher Ausfertigung vor.

Die Aufsicht sendet dem Auftragnehmer innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt die
Zeichnungen, statischen Berechnungen, Gegensténde und andere gemal? den Buchstaben ¢
und d erforderlichen Unterlagen mit ihrer Genehmigung oder ihren Anmerkungen zurdick.

19.2. Gibt die Aufsicht ihre Genehmigung gemaR Artikel 19 Absatz 1 nicht innerhalb der im
Auftrag oder im genehmigten Programm fir die Durchfihrung der Aufgaben genannten
Fristen bekannt, so gilt die Genehmigung der Zeichnungen, Unterlagen, Probestiicke oder
Modelle mit Ablauf der vereinbarten Frist als erteilt. Wurde keine Frist vereinbart, so gilt
die Genehmigung 30 Tage nach Eingang der Unterlagen als erteilt.

19.3. Genehmigte Zeichnungen, Unterlagen, Probestiicke und Modelle sind von der Aufsicht
Zu unterzeichnen oder auf andere Weise zu kennzeichnen; es darf nur von ihnen
abgewichen werden, wenn dies von der Aufsicht angeordnet wird. Zeichnungen,
Unterlagen, Probestiicke oder Modelle des Auftragnehmers, die von der Aufsicht nicht
genehmigt werden, sind unverziiglich so zu éndern, dass sie den Anforderungen der
Aufsicht entsprechen, und vom Auftragnehmer erneut zur Genehmigung vorzulegen. Der
Auftragnehmer nimmt innerhalb von 15 Tagen nach der Ubermittlung der Anmerkungen
der Aufsicht die erforderlichen Korrekturen, Anpassungen usw. der Unterlagen,
statischen Berechnungen usw. vor. Die Kkorrigierten oder angepassten Unterlagen,
Zeichnungen, statischen Berechnungen usw. werden derselben Vorgehensweise
entsprechend erneut der Aufsicht zur Genehmigung vorgel egt.

19.4. Der Auftragnehmer hat weitere Exemplare der genehmigten Zeichnungen in der im
Auftrag oder in spéter erlassenen Verwatungsanweisungen genannten Form und Zahl
bereitzustellen.

19.5. Die Genehmigung der Zeichnungen, Unterlagen, Probestiicke und Modelle entbindet den
Auftragnehmer von keiner seiner Verpflichtungen im Rahmen des Auftrags.

19.6. Die Aufsicht hat das Recht, zu jedem angemessenen Zeitpunkt in den R&umlichkeiten des
Auftragnehmers Einsicht in samtliche Zeichnungen, Unterlagen, Probestlicke oder
Modelle des Auftrags zu nehmen.

19.7. Vor der vorlaufigen Abnahme der Bauwerke hat der Auftragnehmer Betriebs- und
Wartungsanleitungen mit Zeichnungen bereitzustellen, die so ausfihrlich sind, dass sie
den offentlichen Auftraggeber in die Lage versetzen, dle Teile des Bauwerks zu
betreiben, zu warten, einzustellen und instand zu setzen. Fals in den Besonderen
Bedingungen nichts anderes vereinbart ist, sind die Anleitungen und Zeichnungen in der
Sprache des Auftrags abzufassen. Die Bauarbeiten gelten im Sinne der vorlaufigen
Abnahme nicht als abgeschlossen, solange diese Anleitungen und Zeichnungen dem
Auftraggeber nicht ausgehéndigt worden sind.

Artike 20: Angemessenheit der Angebotspreise
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20.1.

20.2.

20.3.

Es wird vorausgesetzt, dass der Auftragnehmer die Baustelle und ihre Umgebung
besichtigt und untersucht hat, dass er sich vor Abgabe des Angebots Uber die
Beschaffenheit des Bodens und des Untergrunds informiert hat und dass er die Form und
Beschaffenheit der Baustelle, den Umfang und die Art der Bauarbeiten und die fir die
Fertigstellung der Arbeiten erforderlichen Baustoffe, die Verkehrsverbindungen und den
Zugang zur Baustelle sowie die gegebenenfalls erforderlichen Unterkiinfte berticksichtigt
hat und sich generell ale notwendigen Informationen Uber die Risiken,
Unsicherheitsfaktoren und alle anderen Umsténde beschafft hat, die einen Einfluss oder
eine Auswirkung auf sein Angebot haben.

Es wird davon ausgegangen, dass sich der Auftragnehmer vor Abgabe des Angebots von
der Richtigkeit und Angemessenheit des Angebots und der im Mengenansatz oder in der
Preisiibersicht genannten Sétze und Preise Uberzeugt hat, die, sofern nichts anderes im
Auftrag vorgesehen ist, alle seine Verpflichtungen im Rahmen des Auftrags abdecken.

Es wird vorausgesetzt, dass der Auftragnehmer seine Preise aufgrund eigener
Berechnungen, Ansédtze und Schétzungen festgesetzt hat; er hat daher Leistungen, die
unter eéinem Posten anfallen, fir den er in seinem Angebot weder einen Einheitspreis
noch eine feste Summe angegeben hat, ohne zusétzliches Entgelt auszufihren.

Artikel 21 Auldergewohnliche Risiken

21.1.

21.2.

21.3.

Trifft der Auftragnehmer wahrend der Ausfihrung der Bauleistungen auf kinstliche
Hindernisse oder auf natirliche Bedingungen, die von einem erfahrenen Auftragnehmer
normalerweise nicht vorauszusehen waren, und ist der Auftragnehmer der Ansicht, dass
hieraus zusétzliche K osten entstehen werden und/oder eine Verlangerung der Frist fir die
Ausfuhrung der Aufgaben notwendig wird, so teilt er dies der Aufsicht gemal3 Artikel 35
und/oder 55 mit. Der Auftragnehmer hat in dieser Mittellung die vorgefundenen
kinstlichen Hindernisse und/oder natlrlichen Bedingungen genau anzugeben und ihre
voraussichtlichen Auswirkungen, die Mal3nahmen, die er trifft oder zu treffen gedenkt,
und das Ausmald der voraussichtlichen Verzogerung oder Beeintréchtigung der
Ausfihrung der Bauleistungen im Einzelnen zu beschreiben.

Nach Erhalt der Mitteilung kann die Aufsicht unter anderem:

(@ von dem Auftragnehmer einen Kostenvoranschlag fur die Mal3nahmen verlangen,
die er trifft oder zu treffen gedenkt;

(b) die in Artikel 21 Absatz 2 Buchstabea genannten Maldnahmen mit oder ohne
Anderung genehmigen;

(c) schriftliche Anweisungen dariiber erteilen, wie hinsichtlich der kinstlichen
Hindernisse oder natirlichen Bedingungen zu verfahren ist;

(d) eine Anderung, Unterbrechung oder Kiindigung des Auftrags anordnen.

Die Aufsicht entscheidet, in welchem Umfang sdmtliche oder ein Teil der genannten
kinstlichen Hindernisse oder natUrlichen Bedingungen von enem erfahrenen
Auftragnehmer normal erweise nicht vorauszusehen waren, und

(@) Dberticksichtigt dementsprechend bei der Festsetzung einer etwaigen Verléangerung
des Durchfihrungszeitraums, auf den der Auftragnehmer nach Artikel 35 Anspruch
hat, eine etwaige Verzbgerung, von der der Auftragnehmer infolge solcher
Hindernisse oder Bedingungen betroffen ist; und/oder
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21.4.

21.5.

(b) legt bei kinstlichen Hindernissen oder natlrlichen Bedingungen auller
Witterungsverhdltnissen zusétzliche Zahlungen an den Auftragnehmer nach
Artikel 55 fest.

Witterungsverhéltnisse berechtigen den Auftragnehmer nicht zu Forderungen nach
Artikel 55.

Entscheidet die Aufsicht, dass die kiinstlichen Hindernisse oder natiirlichen Bedingungen
insgesamt oder teilweise von einem erfahrenen Auftragnehmer normalerweise hétten
vorausgesehen werden koénnen, so unterrichtet sie den Auftragnehmer so bald wie
maoglich hiervon.

Artikel 22 Sicherheit auf der Baustelle

22.1.

22.2.

22.3.

22.4.

Der Auftragnehmer kann alen nicht an der Vertragsausfihrung Beteiligten mit
Ausnahme der von der Aufsicht oder vom offentlichen Auftraggeber erméchtigten
Personen den Zutritt zur Baustelle untersagen.

Der Auftragnehmer hat wahrend des gesamten Zeitraums der Ausfuhrung fir die
Sicherheit auf der Baustelle zu sorgen und in eigener Verantwortung die Mal3nahmen zu
treffen, die im Interesse seiner Beschéftigten, der Beauftragten des Offentlichen
Auftraggebers und Dritter zur Verhitung von Schaden und Unfélen bei der
Durchfihrung der Arbeiten erforderlich sind.

Der Auftragnehmer trifft in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten alle zum
Schutz, zur Sicherung und zur Erhaltung der bestehenden Anlagen und Bauwerke
notwendigen Maldnahmen. Er stellt und unterhdlt auf eigene Kosten die Beleuchtungs-
und Schutzanlagen sowie die Absperrungen und Sicherheitsvorkehrungen, soweit dies fur
die ordnungsgemalie Durchfihrung der Aufgaben erforderlich ist oder von der Aufsicht
angemessenerwei se gefordert werden kann.

Ergibt sich wéhrend der Durchfihrung der Aufgaben die Notwendigkeit dringender
Mal3nahmen zur Vermeidung von Unféllen oder Schadden oder zur Gewahrleistung der
Sicherheit im Anschluss an einen Unfall oder Schadensfall, so fordert die Aufsicht den
Auftragnehmer formell auf, das Notwendige zu veranlassen. Ist der Auftragnehmer nicht
in der Lage oder nicht gewillt, die erforderlichen Mal3nahmen zu treffen, so kann die
Aufsicht die entsprechenden Arbeiten auf Kosten des Auftragnehmers ausfiihren, soweit
dieser fur sie verantwortlich ist.

Artikel 23: Schutz angrenzender Grundstiicke

23.1.

23.2.

Der Auftragnehmer trifft in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten ale zur
fachgerechten Bauausfihrung und entsprechend den herrschenden Umstanden
erforderlichen Vorkehrungen, um die angrenzenden Grundstiicke zu schiitzen und zu
vermeiden, dass dort durch sein Verschulden au3ergewdhnliche Stérungen entstehen.

Der Auftragnehmer sichert den offentlichen Auftraggeber gegen die finanziellen Folgen
etwaiger Beanstandungen der Besitzer oder Bewohner der angrenzenden Grundsticke ab,
soweit der Auftragnehmer dafir verantwortlich ist und sofern die den angrenzenden
Grundstiicken entstandenen Schéden nicht die Folgen des Risikos sind, das durch die
Planung oder die Baumethode geschaffen worden ist, welche der offentliche
Auftraggeber oder die Aufsicht dem Auftragnehmer vorgegeben haben.

Artikel 24 Beeintrachtigung des Verkehrs
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24.1.

24.2.

Der Auftragnenmer sorgt dafr, dass die Arbeiten und Einrichtungen den Verkehr auf
solchen Verkehrseinrichtungen wie Stral3en, Eisenbahnlinien, Binnenwasserstral3en und
Flugplétzen nicht mehr stéren oder behindern, als nach den Besonderen Bedingungen
zuldssig ist. Er wahit namentlich die Fahrstrecken und Fahrzeuge unter Beriicksichtigung
des jeweils zulassigen Hochstgewichtes aus.

Die besonderen Malnahmen, die der Auftragnehmer fir notwendig hélt, die in den
Besonderen Bedingungen vorgesehen sind oder vom offentlichen Auftraggeber zum
Schutz oder zur Verstdrkung von Teilstrecken der Stral3en, Wege oder Briicken verlangt
werden, werden auf Kosten des Auftragnehmers durchgefiihrt, unabhéngig davon, ob
dieser sie selbst ausfiihrt oder nicht. Der Auftragnehmer unterrichtet vor Durchfiihrung
der besonderen Malnahmen die Aufsicht von den beabsichtigten Malinahmen. Die
Reparatur etwaiger Schaden an Straf3en, Wegen oder Briicken durch die Beférderung von
Baustoffen, Anlagen oder Ausristungsgegenstdnden erfolgt auf Kosten des
Auftragnehmers.

Artikel 25: Abwasser- und Versorgungsleitungen

25.1.

25.2.

25.3.

25.4.

255.

Stofdt der Auftragnehmer bei der Durchfiihrung der Bauarbeiten auf Markierungen, die
den Verlauf unterirdischer Abwasser- und Versorgungsleitungen oder Anlagen
kennzeichnen, so lasst er diese Markierungen an ihrem Platz oder bringt sie wieder an,
wenn die Ausfiihrung der Arbeiten eine voribergehende Entfernung erforderlich gemacht
hat. Die entsprechenden Mal3nahmen miissen zuvor von der Aufsicht genehmigt werden.

Die sorgfdtige Erhaltung, die Entfernung bzw. die Rlckverlegung von Abwasser- und
Versorgungsleitungen oder Anlagen, auf die der offentliche Auftraggeber im Auftrag
hingewiesen hat, sowie die damit verbundenen Kosten sind Sache des Auftragnehmers.

Bei Abwasser- und Versorgungsleitungen oder Anlagen, die nicht im Auftrag bezeichnet,
aber als solche im Geladnde gekennzeichnet oder erkennbar sind, ist der Auftragnehmer
allgemein zur Vorsicht und in der gleichen Weise wie vorstehend dargelegt zur
Erhaltung, Entfernung und Rickverlegung verpflichtet. In diesem Fall jedoch erstattet der
offentliche Auftraggeber die Kosten fur die Arbeiten, soweit sie zur Ausfihrung des
Auftrags notwendig sind.

Die Entfernung und Rickverlegung von Abwasser- und Versorgungsleitungen oder
Anlagen sowie die dadurch entstehenden Kosten gehen jedoch nicht zu Lasten des
Auftragnehmers, wenn der offentliche Auftraggeber entscheidet, diese Aufgabe selbst zu
Ubernehmen. Dies gilt auch, wenn die Arbeiten und Kosten einer besonderen Verwaltung
oder einem Bevollméchtigten obliegen.

Besteht die Gefahr, dass bestimmte Arbeiten auf einer Baustelle Stérungen oder
Schadigungen eines offentlichen Versorgungsbetriebs verursachen, so benachrichtigt der
Auftragnehmer die Aufsicht umgehend schriftlich, wobel er die Arbeiten mit einer Frist
ankindigt, die so bemessen ist, dass rechtzeitig geeignete Mal3nahmen im Hinblick auf
einen normalen Arbeitsverlauf getroffen werden kdnnen.

Artike 26: Abstecken

26.1.

Der Auftragnehmer ist verantwortlich fr

(@) die genaue Absteckung des Baukorpers in Bezug auf urspriingliche Markierungen,
Fluchtschniire und Hohenmarken, die von der Aufsicht vorgegeben werden;
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26.2.

26.3.

(b) die Richtigkeit der Lage, Ebenen, Abmessungen und Fluchten aller Telle des
Bauwerks; und

(c) die Bereitstellung aller im Zusammenhang mit den vorgenannten Verpflichtungen
erforderlichen Geréte, Vorrichtungen und Arbeiten.

Wird zu irgendeinem Zeitpunkt wahrend der Ausfihrung der Arbeiten ein Fehler
hinsichtlich der Lage, Ebenen, Abmessungen oder Fluchten eines Teils des Baukdrpers
erkennbar, so berichtigt der Auftragnehmer auf Verlangen der Aufsicht diesen Fehler auf
eigene Kosten in einer von der Aufsicht gutgehei3enen Weise; geht der Fehler jedoch auf
unrichtige Angaben der Aufsicht zuriick, so kommt der &ffentliche Auftraggeber fur die
Berichtigung auf.

Die Uberpriifung einer Absteckung oder einer Fluchtschnur oder Hohenmarke durch die
Aufsicht enthebt den Auftragnehmer keinesfalls seiner Verantwortung fir die richtige
Absteckung, und der Auftragnehmer schiitzt und erhalt sorgfaltig alle zur Absteckung des
Baukérpers verwendeten Hohenfestpunkte, Visierkreuze, Pflocke und anderen
Gegenstande.

Artikel 27: Abbruchmaterial

27.1.

27.2.

27.3.

27.4.

Umfasst der Auftrag Abbrucharbeiten, so sind die dabei gewonnenen Baustoffe und
Gegenstande, sofern in den Besonderen Bedingungen und/oder den Rechtsvorschriften
des Staates des offentlichen Auftraggebers nicht anderes vorgesehen ist, vorbehaltlich des
Artikels 28 Eigentum des Auftragnehmers.

Behalten die Besonderen Bedingungen das Eigentum an den bel Abbrucharbeiten
gewonnenen Baustoffen oder den dabei angefallenen Gegenstanden ganz oder teilweise
dem offentlichen Auftraggeber vor, so trifft der Auftragnehmer alle erforderlichen
Vorkehrungen, um diese zu erhalten. Er haftet fUr von ihm oder seinen Bevollméchtigten
verursachte Zerstérung oder Beschadigung dieser Baustoffe und Gegenstande.

Unbeschadet der Verwendung, der der &ffentliche Auftraggeber die Baustoffe oder
Gegenstande zufthren will, an denen er sich das Eigentum vorbehdlt, trdgt der
Auftragnehmer alle Kosten fur deren Beférderung und Lagerung sowie die Kosten fir die
Aufbewahrung an der von der Aufsicht angegebenen Stelle, sofern diese nicht mehr als
100 Meter entfernt ist.

Ist in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgeschrieben, so sorgt der
Auftragnenmer auf eigene Kosten im Verlauf der Arbeiten fur die Entfernung des
Abbruchmaterias, Abfalls und Bauschutts von der Baustelle.

Artikel 28 Funde

28.1.

28.2.

Funde, die bei den Ausschachtungs- oder Abbrucharbeiten gemacht werden, werden
unabhéngig von ihrer Bedeutung unverztglich der Aufsicht gemeldet. Diese entscheidet,
was unter geblhrender Berlcksichtigung der Rechtsvorschriften des Staates des
offentlichen Auftraggebers mit den Funden geschehen soll.

Der offentliche Auftraggeber behalt sich das Eigentum an den Gegenstanden vor, die bei
den Ausschachtungs- oder Abbrucharbeiten auf seinen Grundstiicken gefunden wurden,
wobei er den Auftragnehmer fiir etwaige besondere Bemiihungen zu entschadigen hat.
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28.3.

28.4.

Artefakte, Antiquitdten, Mnzen, naturhistorische oder sonstige Gegenstande, die von
wissenschaftlichem Interesse sind, sowie seltene Gegenstdnde oder Gegenstande aus
Edelmetallen, die bei Ausschachtungs- oder Abbrucharbeiten gefunden wurden, sind
Eigentum des 6ffentlichen Auftraggebers.

Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der offentliche Auftraggeber allein Gber die
in Artikel 28 Absétze 1 und 3 genannten Situationen.

Artikel 29: Vorlaufige Bauwerke

29.1.

29.2.

Der Auftragnehmer errichtet auf eigene Kosten die fir die Ausfiihrung der Bauleistungen
notwendigen vorléufigen Bauwerke. Er unterbreitet der Aufsicht die Zeichnungen der
vorlaufigen Bauwerke, die er verwenden will, wie Fangddmme, Baugerlste,
Gewolbebristungen und Schalungen. Er berticksichtigt die Hinweise der Aufsicht, tragt
jedoch die aleinige Verantwortung fur diese Zeichnungen.

Sehen die Besonderen Bedingungen vor, dass der offentliche Auftraggeber fir die
Planung bestimmter vorlaufiger Bauwerke zusténdig ist, so stellt die Aufsicht dem
Auftragnehmer binnen angemessener Frist die erforderlichen Zeichnungen zur
Verfigung, damit dieser die betreffenden vorlaufigen Bauwerke nach dem Programm fur
die Durchfthrung der Aufgaben erstellen kann. In solchen Féllen trégt der offentliche
Auftraggeber die aleinige Verantwortung fir ihre Sicherheit und dafir, dassihre Planung
dem vorgesehenen Gebrauch entspricht. Fir ihre ordnungsgemaélie Ausfihrung ist jedoch
der Auftragnehmer verantwortlich.

Artike 30: Bodenuntersuchungen

Gemal? den Besonderen Bedingungen und den technischen Spezifikationen stellt der
Auftragnehmer der Aufsicht das Persona und die Ausristung fur die
Bodenuntersuchungen zur Verfiigung, die die Aufsicht angemessenerweise fir notwendig
halt. Die bei diesen Arbeiten anfallenden tatséchlichen Kosten fir eingesetzte oder zur
Verfigung gestellte Arbeitskréfte und  AusrUstungsgegenstdnde werden dem
Auftragnehmer erstattet, sofern sie nicht bereits im Auftrag berticksichtigt sind.

Artikel 31 Auftragsiberschneidungen

311

In Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Aufsicht raumt der Auftragnehmer allen
anderen vom offentlichen Auftraggeber beschéftigten Auftragnehmern und deren
Arbeitern, den Arbeitern des offentlichen Auftraggebers und anderer Behorden, die
gegebenenfalls auf oder in der Nahe der Baustelle Arbeiten ausfihren, die nicht im
Auftrag eingeschlossen sind, oder um einen Auftrag zu erflillen, den der offentliche
Auftraggeber gegebenenfalls im Zusammenhang mit oder zusédtzlich zu den
Bauleistungen erteilt hat, alle angemessenen Mdéglichkeiten zur Ausfihrung ihrer
Arbeiten ein.
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31.2.

31.3.

31.4.

Stellt der Auftragnehmer jedoch auf schriftliches Ersuchen der Aufsicht einem dieser
Auftragnehmer oder einer Behdrde oder dem oOffentlichen Auftraggeber Stral3en oder
Wege zur Verflgung, fur deren Unterhaltung der Auftragnehmer verantwortlich ist, oder
gestattet er einer der genannten anderen Personen die Nutzung seiner vorldufigen
Bauwerke, Baugerlste oder sonstigen Ausriistungen auf der Baustelle oder sorgt er fur
andere Dienstleistungen gleich welcher Art, die im Auftrag nicht vorgesehen sind, so
zahlt der offentliche Auftraggeber dem Auftragnehmer fir diese Nutzung oder
Diendtleistung die Betrdge und/oder gewéhrt die Fristverlangerungen, die nach
Einschédtzung der Aufsicht hierfir angemessen sind.

Der Auftragnehmer wird nicht aufgrund von Artikel 31 irgendeiner seiner vertraglichen
Verpflichtungen entbunden oder zu anderen as den in Artikel 31 Absatz 2 genannten
Forderungen berechtigt.

Unter keinen Umsténden befugen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit einem Auftrag
den Auftragnehmer dazu, die Durchfilhrung anderer Auftrdge zu éndern oder zu
verzogern. Ebenso wenig hat der offentliche Auftraggeber aus diesen Schwierigkeiten
einen Vorteil zu ziehen und Zahlungen, die im Rahmen eines anderes Vertrags fallig sind,
auszusetzen.

Artikel 32: Patente und Lizenzen

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, stellt der
Auftragnehmer den offentlichen Auftraggeber und die Aufsicht von alen Anspriichen frei,
die sich aus der in dem Auftrag eindeutig angegebenen Benutzung von Patenten,
Lizenzen, Zeichnungen, Designs, Mustern, Fabrik- oder Warenzeichen oder
Handelsmarken ergeben, es sei denn, eine Verletzung derartiger Rechte ergibt sich aus der
Einhaltung der vom o6ffentlichen Auftraggeber und/oder von der Aufsicht vorgegebenen
Planung oder Spezifikation.

BEGINN DER AUSFUHRUNG UND VERZUG

Artikel 33: Anordnung des Beginns

33.1.

33.2.

Der offentliche Auftraggeber setzt den Zeitpunkt des Beginns der Ausfihrung des
Auftrags fest und unterrichtet den Auftragnehmer darliber entweder mit dem Bescheid
Uber die Auftragserteilung oder durch eine Verwaltungsanweisung der Aufsicht.

Sofern von den Parteien nichts anderes vereinbart wurde, beginnt die Auftragsausfihrung
spatestens 180 Tage nach der Benachrichtigung tUber die Auftragserteilung.

Artikel 34: Durchfihrungszeitraum der Aufgaben

34.1.

34.2.

Der Durchfihrungszeitraum der Aufgaben beginnt zu dem nach Artikel 33 Absatz 1
festgesetzten Zeitpunkt und gilt wie in den Besonderen Bedingungen festgelegt,
unbeschadet der Fristverlangerungen, die aufgrund von Artikel 35 gewahrt werden
konnen.

Sind fur gesonderte Lose auch gesonderte Durchflhrungszeitraume vorgesehen — in
Falen, in denen einem Auftragnehmer mehrere Lose je Auftrag zugeteilt werden —, so
durfen diese Fristen nicht addiert werden.
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Artike 35: Verlangerung des Durchfiihrungszeitraums der Aufgaben

35.1.

35.2.

35.8.

Der Auftragnehmer kann eine Verlangerung des Durchfiihrungszeitraums beantragen,
wenn sich die Erflllung des Auftrags aus einem der folgenden Grinde verzogert oder
verzogern wird:

(@ auRergewdhnliche Witterungsverhdtnisse im Staat des offentlichen Auftraggebers;

(b) kinstliche Hindernisse oder natiirliche Bedingungen, die von einem erfahrenen
Auftragnehmer normal erwei se nicht vorherzusehen waren;

() Verwatungsanweisungen, die den Zeitpunkt der Auftragserfillung beeinflussen,
sofern sie nicht auf ein Versdumnis des Auftragnehmers zurtickgehen;

(d) Nichterflllen der vertraglichen Verpflichtungen durch den 6ffentlichen
Auftraggeber;

(6) Unterbrechungen der Arbeiten aus Grinden, die nicht auf ein Versaumnis des
Auftragnehmers zuriickgehen;

(d) hohere Gewalt;

(e) sonstige Ursachen im Sinne dieser Allgemeinen Bedingungen, die nicht auf ein
Versaumnis des Auftragnehmers zuriickgehen.

Binnen 15 Tagen, nachdem der Auftragnehmer festgestellt hat, dass eine Verzdgerung
eintreten konnte, unterrichtet er die Aufsicht von seiner Absicht, eine Verlangerung des
Durchfiihrungszeitraums zu beantragen, auf die er seiner Auffassung nach Anspruch
erheben kann, und nennt — sofern zwischen dem Auftragnehmer und der Aufsicht nichts
anderes vereinbart wurde — der Aufsicht binnen 30 Tagen nach ihrer Unterrichtung
umfassende Einzelheiten in Bezug auf den Antrag, damit der Anspruch zu diesem
Zeitpunkt untersucht werden kann.

Binnen 30 Tagen nach Eingang der umfassenden Einzelheiten des Auftragnehmers zu
seinem Antrag und nach angemessener Konsultation des 6ffentlichen Auftraggebers und
gegebenenfalls des Auftragnehmers gewéhrt die Aufsicht in schriftlicher Form die
entsprechende Verléngerung des Durchfihrungszeitraums entweder im Voraus oder
rickwirkend, oder aber sie teilt dem Auftragnehmer mit, dass er keinen Anspruch auf
Verlangerung hat

Artikel 36: Verzogerung bei der Durchfiihrung der Aufgaben

36.1.

Vollendet der Auftragnehmer die Bauleistung nicht innerhalb der im Auftrag festgel egten
Frist(en), so hat der offentliche Auftraggeber, ohne formliche Ankindigung und
unbeschadet der sonstigen ihm auftragsgemald zustehenden Rechtsmittel fir jeden Tag
oder Tell eines Tages zwischen dem Ende des Durchfihrungszeitraums oder dem nach
Artikel 35 verlangerten Durchfiihrungszeitraum und dem tatséchlichen Zeitpunkt der
Fertigstellung Anspruch auf die Zahlung einer Vertragsstrafe nach dem in den
Besonderen Bedingungen genannten Satz und bis zu dem dort festgel egten Héchstbetrag.
Erfolgte fUr die Bauleistungen bereits eine Teilabnahme nach Artikel 59, so kann die in
den Besonderen Bedingungen festgelegte Verzugsstrafe entsprechend dem Wert des
abgenommenen Teils im Verhdtnis zum Wert der gesamten Bauleistungen verringert
werden.
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36.2.

Hat der offentliche Auftraggeber Anspruch auf den Hoéchstbetrag gemal Artikel 36
Absatz 1, so kann er nach Unterrichtung des Auftragnehmers

(@) die Erfullungsgarantie einziehen; und/oder
(b) den Vertrag kiindigen und

(c) einem Dritten auf Kosten des Auftragnehmers einen Auftrag Uber die Ausfihrung
der verbleibenden Arbeiten erteilen.

Artikel 37: Anderungen durch eine Verwaltungsanweisung

37.1.

37.2.

Die Aufsicht ist befugt, firr jeden Teil der Bauleistungen alle Anderungen anzuordnen,
die fir die ordnungsgemél}e Fertigstellung und/oder Betriebsweise der Bauwerke
notwendig sind. Solche Anderungen kénnen Hinzufiigungen, Auslassungen, Ersetzungen,
Anderungen in Bezug auf die Qualitét, die Menge, die Form, den Charakter, die Art, die
Lage, die Abmessung, die Ebene oder die Fluchten des Baukorpers sowie Anderungen
der Arbeitsfolge, der Arbeitsweise oder des Zeitplans fur die Ausfihrung der Arbeiten
beinhalten. Der Auftrag wird durch Anderungsanweisungen in keiner Weise ungiiltig,
doch sind gegebenenfalls die finanziellen Auswirkungen solcher Anderungen nach
Mal3gabe von Artikel 37 Absétze 5 und 7 zu bewerten.

Alle Verwaltungsanwei sungen ergehen schriftlich und mit der Mal3gabe, dass

(@) sollte es die Aufsicht aus irgendeinem Grund flr nétig erachten, eine Anweisung
mindlich zu erteilen, sie so bald wie mdglich die Anweisung durch eine
V erwaltungsanwei sung zu bestétigen hat;.

(b) fals der Auftragnehmer eine nach Artikel 37,2 Absatz 2 Buchstabe @) mindlich
erteilte Anordnung schriftlich bestdtigt und die Aufsicht nicht unverziglich
schriftlich  Widerspruch dagegen erhebt, die Anderung as durch eine
Verwaltungsanweisung gedeckt gilt, es sei denn, die Besonderen Bedingungen
enthalten eine anderd autende Regelung.

(c) Fir eine Uberschreitung oder Unterschreitung der Menge einer Bauleistung ist
keine Verwaltungsanweisung erforderlich, wenn diese Uberschreitung oder
Unterschreitung darauf zurtickzufiihren ist, dass die Menge als Ergebnis der in
Artikel 49 festgelegten Vermessung Uber oder unter der Menge liegt, die im
Mengenansatz oder in der Preistibersicht ausgewiesen ist.

37.3. Sofern Artikel 37 Absatz 2 nichts anderes vorsieht, teilt die Aufsicht dem Auftragnehmer
vor der Anderung durch eine Verwaltungsanweisung mit, worin diese Anderung besteht.
Der Auftragnehmer unterbreitet der Aufsicht so bald wie mdglich nach Erhalt dieser
Mitteilung einen Vorschlag, der Folgendes enthélt:
(@) eine Beschreibung der gegebenenfalls durchzufiihrenden Aufgaben oder zu
treffenden Mal3nahmen mit einem Programm fir ihre Umsetzung und und
(b) alle erforderlichen Anderungen am Programm fiir die Umsetzung der Aufgaben
oder an einer der Verpflichtungen des Auftragnehmers im Rahmen des Vertrags
sowie
(c) jede Anpassung des vertraglich vereinbarten Preises entsprechend in Artikel 37
aufgefiihrten Vorschriften.
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37.4. Nach Erhalt des Vorschlags des Auftragnehmers gemafd Artikel 37 Absatz 3 entscheidet
die Aufsicht nach angemessener Konsultation des offentlichen Auftraggebers und
gegebenenfalls des Auftragnenmers so bald wie mdglich, ob die Anderung ausgefiihrt
wird oder nicht. Entscheidet die Aufsicht, dass die Anderung ausgefiihrt wird, so erteilt
sie in Form einer Verwaltungsanweisung den Auftrag, dass die Anderung zu den Preisen
und unter den Bedingungen ausgefihrt wird, wie sie in dem in Artikel 37 Absatz 3
genannten Angebot des Auftragnehmers angegeben sind oder wie sie von der Aufsicht
gemal3 Artikel 37 Absatz 5 gedndert wurden.

37.5. Die Preise fur ale von der Aufsicht nach Artikel 37 Absdtize2 und 4 angeordneten
Anderungen werden von der Aufsicht geméf folgenden Grundsitzen ermittelt:

(@ Wenn die Bauleistung &dhnlicher Art ist und unter &hnlichen Bedingungen
ausgefihrt wird wie eine Bauleistung, fur die im Mengenansatz oder in der
Preisiibersicht ein Preis vorgesehen ist, so wird sie nach den darin enthaltenen
Sétzen und Preisen veranschlagt.

(b) Wenn die Bauleistung nicht ahnlich geartet ist und nicht unter &dhnlichen
Bedingungen ausgefihrt wird, dann werden die im Auftrag enthaltenen
Vergutungssdtze und Preise als Berechnungsgrundlage herangezogen, soweit dies
angemessen erscheint; andernfalls nimmt die Aufsicht eine angemessene
Veranschlagung vor.

(d) Falls die Art oder der Umfang einer Anderung, die die Art oder den Umfang des
Gesamtauftrags oder eines Teils des Auftrags betrifft, nach Auffassung der Aufsicht
bewirkt, dass ein im Auftrag enthaltener Vergiitungssatz oder Preis flr einen Posten
der Bauleistung nicht mehr angemessen ist, dann legt die Aufsicht einen Satz oder
einen Preis fest, der ihr den jeweiligen Umsténden entsprechend angemessen und
korrekt erscheint.

(d) Miuissen wegen eines Versaumnisses oder eines Vertragsbruches seitens des
Auftragnehmers Anderun_gen vorgenommen werden, so sind sémtliche zusétzlichen
Kosten, die auf solche Anderungen zurlickzufiihren sind, vom Auftragnehmer zu
tragen.

37.6. Nach Erhalt der Verwaltungsanweisung beziiglich der Anderung fiihrt der Auftragnehmer
die Anderung unter Einhaltung dieser Allgemeinen Bedingungen so durch, als sei sieim
Auftrag vorgesehen. Auch wenn die Gewédhrung ener Verlangerung des
Durchfihrungszeitraums der Aufgaben oder eine Anpassung des vertraglich vereinbarten
Preises noch aussteht, darf die Ausfihrung der Leistungen nicht verzogert werden. Ergeht
die Anderungsanweisung vor der Anpassung des vertraglich vereinbarten Preises, fuhrt
der Auftragnenmer Uber die durch die Anderung entstehenden Kosten und die zu ihrer
Durchfiihrung benétigte Zeit Buch. Die Aufsicht kann zu jedem angemessenen Zeitpunkt
Einsicht in diese Aufzeichnungen nehmen.
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37.7.

37.8.

Weicht eine Uberschreitung oder Unterschreitung des Gesamtwerts der Bauleistung bei
der vorlaufigen Abnahme um mehr as 15 % vom urspringlichen (oder mittels eines
Zusatzvertrags gednderten) vertraglich vereinbarten Preis ab und ist diese Uberschreitung
oder Unterschreitung auf eine Verwaltungsanweisung oder auf einen anderen Umstand
zurUckzufhren, der nicht durch ein Versdumnis des Auftragnehmers verursacht ist, so
legt die Aufsicht in Anwendung von Artikel 37 Absatz5 nach Konsultation des
offentlichen Auftraggebers und des Auftragnehmers gegebenenfalls Aufschlége zum oder
Abzlge vom vertraglich vereinbarten Preis fest. Fir die festzulegende Summe ist
mal3geblich, um welchen Betrag der Wert der Bauleistungen um mehr as 15 % Uber-
bzw. unterschritten wird. Die Aufsicht teilt dem offentlichen Auftraggeber und dem
Auftragnehmer diesen Betrag mit, und der vertraglich vereinbarte Preis wird
entsprechend angepasst.

Vertragsénderungen, die nicht durch eine Verwaltungsanweisung abgedeckt werden,
missen mittels eines von allen Parteien unterzeichneten Zusatzvertrags formalisiert
werden. Anderungen der Adresse oder der Bankverbindung kann der Auftragnehmer dem
offentlichen Auftraggeber formlos schriftlich mitteilen. In Bezug auf Vertragsdnderungen
mussen die allgemeinen Bestimmungen im Handbuch fir Vergabeverfahren im Rahmen
von EU-AuRenmal3nahmen beachtet werden.

Artikel 38: Unterbrechung

38.1.

38.2.

38.3.

38.4.

Der Auftragnehmer unterbricht auf Anordnung der Aufsicht die Ausfihrung der
Bauleistungen oder von Teilen davon so lange, so oft und in der Art und Weise, wie es
die Aufsicht fur erforderlich halt.

Waéhrend der Unterbrechung trifft der Auftragnehmer die erforderlichen Mal3nahmen zum
Schutz der schon erbrachten Bauleistungen, der Anlagen, der Ausristung und der
Baustelle vor Wertminderung, Verlust oder Beschadigung. Im Zusammenhang mit
solchen Schutzmal3hahmen entstehende zusdtzliche Kosten sind dem vertraglich
vereinbarten Preis hinzuzufiigen, es sei denn, diese Unterbrechung ist

(@ ananderer Stelleim Vertrag vorgesehen oder oder
(b) auf ein Versdumnis des Auftragnehmers zurlickzufihren oder
(c) aufgrund normaler klimatischer Bedingungen an der Baustelle erforderlich oder

(dy for die Sicherheit oder die ordnungsgemaile Ausfihrung der Bauleistungen oder
einzelner Teile davon erforderlich, soweit sich diese Notwendigkeit nicht aus einer
Handlung oder Unterlassung der Aufsicht oder des 6ffentlichen Auftraggebers oder
aus einem der in Artikel 21 genannten aulRergewdhnlichen Risiken ergibt.

Der Auftragnehmer darf Aufschlédge zum vertraglich vereinbarten Preis nur vornehmen,
wenn er die Aufsicht innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Anordnung, die Arbeiten zu
unterbrechen, von seiner Absicht unterrichtet, eine solche Forderung zu stellen.

Nach Konsultation des 6ffentlichen Auftraggebers und des Auftragnehmers bestimmt die
Aufsicht dieihr recht und billig erscheinende zusétzliche Zahlung und/oder Verléngerung
des Durchfiihrungszeitraums, die dem Auftragnehmer aufgrund einer solchen Forderung
einzurdumen ist.
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38.5.

38.6.

Dauert die Unterbrechung langer als 180 Tage und ist sie nicht auf ein Versaumnis des
Auftragnehmers zurickzufiihren, so kann der Auftragnehmer durch Mitteilung an die
Aufsicht entweder um die Erlaubnis ersuchen, die Arbeit innerhalb von 30 Tagen
fortzusetzen, oder den Vertrag kindigen.

Ist das Vergabeverfahren oder die Ausfihrung des Auftrags mit gravierenden Fehlern
oder Unregelméidigkeiten behaftet oder liegt mutmafdlich oder nachweislich Betrug vor,
so setzt der offentliche Auftraggeber die Zahlungen und/oder die Ausfihrung des
betreffenden Vertrags aus. Sind diese Fehler oder Unregelmaidigkeiten oder der Betrug
dem Auftragnehmer anzulasten, so kann der offentliche Auftraggeber auf3erdem
Zahlungen ablehnen oder bereits gezahlte Betrdge im Verhdltnis zur Schwere der Fehler
oder Unregelméfdigkeiten oder des Betrugs wieder einziehen. Der offentliche
Auftraggeber kann auRerdem Zahlungen in denjenigen Fallen aussetzen, in denen Fehler,
Unregelmélligkeiten oder Betrug seitens des Auftragnehmers beim Erbringen von
Leistungen fur einen anderen aus dem Gesamthaushalt der Européischen Union oder aus
dem EEF finanzierten Auftrag vermutet oder festgestellt werden, welche sich
wahrscheinlich auf die Leistung im Rahmen des vorliegenden Vertrags auswirken.

BAUSTOFFE UND AUSFUHRUNG

Artikel 39: Bautagebuch

39.1.

39.2.

39.8.

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, wird auf der
Baustelle von der Aufsicht ein Bautagebuch geflhrt, in das mindestens folgende Angaben
einzutragen sind:

(@) Witterungsverhdltnisse, durch ungiinstige Witterungsverhdltnisse bedingte
Arbeitsunterbrechungen, Arbeitsstunden, Anzahl und Qualifizierung der auf der
Baustelle beschéftigten Arbeitskréfte, gelieferte Stoffe, verwendete Ausriistung,
nicht betriebsfdhige Ausriistung, an Ort und Stelle durchgefihrte Prifversuche,
versandte Probenahmen, unvorhergesehene Ereignisse sowie dem Auftragnehmer
erteilte Anordnungen;

(b) detaillierte Aufstellungen aller quantitativen und qualitativen Elemente der
ausgefiihrten Arbeiten und des angelieferten und verwendeten Materials, soweit
diese auf der Baustelle nachprifbar und fir die Berechnung der Zahlungen an den
Auftragnehmer zweckdienlich sind.

Diese Aufstellungen sind Bestandteil des Bautagebuchs, kdnnen jedoch gegebenenfalls
getrennt gefuhrt werden. Die technischen Einzelheiten dieser Aufstellungen sind in den
Besonderen Bedingungen geregelt.

Der Auftragnehmer hat rechtzeitig und gemald den Besonderen Bedingungen fir die
Aufnahme der spéter nicht mehr feststellbaren oder nachpriifbaren Arbeiten, Leistungen
und Lieferungen in die Aufstellungen zu sorgen; geschieht dies nicht, so beugt er sich den
Entscheidungen der Aufsicht, es sei denn, er liefert auf eigene Kosten Gegenbeweise.
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39.4. Die nach Maligabe des Arbeitsfortschritts vorgenommenen Eintragungen in das
Bautagebuch werden von der Aufsicht unterzeichnet und vom Auftragnehmer oder
seinem Vertreter gegengezeichnet. Im Falle von Einwénden teilt der Auftragnehmer der
Aufsicht seine Bemerkungen innerhalb von 15Tagen ab dem Zeitpunkt der
beanstandeten Eintragung oder Aufstellung mit. Hat der Auftragnehmer weder
gegengezeichnet noch innerhalb der ihm gesetzten Frist seine Einwande mitgeteilt, so
wird davon ausgegangen, dass er mit den Eintragungen im Bautagebuch einverstanden
ist. Der Auftragnehmer hat jederzeit Einsicht in das Bautagebuch und kann an Ort und
Stelle die ihm zu seiner Information notwendig erscheinenden Abschriften von den
Eintragungen selbst anfertigen oder sich aushandigen lassen.

39.5. Der Auftragnehmer erteilt der Aufsicht auf Verlangen die fir die ordnungsgemalle
Fihrung des Bautagebuchs erforderlichen Auskiinfte.

Artikel 40: Ursprung und Qualitat der Bauleistungen und der Baustoffe

40.1. Alle im Rahmen des Auftrags erworbenen Erzeugnisse miissen ihren Ursprung in einem
Land haben, das gemaR der Aufforderung zur Angebotsabgabe und den Besonderen
Bedingungen teilnahmeberechtigt ist.

40.2. Die Arbeiten, Bauteile und Baustoffe missen mit den im Auftrag genannten
Spezifikationen, Zeichnungen, Voranschlagen, Mustern, Proben, Schablonen und
sonstigen Auflagen Ubereinstimmen, die dem 6ffentlichen Auftraggeber und der Aufsicht
wahrend der gesamten Ausfiihrungsfrist zur Uberpriifung zur Verfiigung stehen miissen.

40.3. Der Auftragnehmer hat eine in den Besonderen Bedingungen vorgesehene vorherige
technische Abnahme bei der Aufsicht zu beantragen. Im Antrag ist jeweils die Nummer
des Auftrags, die Nummer des Loses und der Ort der Abnahme, sofern zutreffend,
anzugeben. Die im Antrag angefiihrten Bauteile und Baustoffe miissen, von der Aufsicht
as den Anforderungen fur eine solche Abnahme genligend genehmigt werden, bevor sie
fir die Bauarbeiten verwendet werden.

40.4. Selbst nach erfolgter technischer Abnahme der Baustoffe oder Gegenstande, die in das
Bauwerk eingehen oder fur die Herstellung von Bauteilen zu verwenden sind, kénnen
diese zuriickgewiesen werden und mussen dann vom Auftragnehmer sofort ersetzt
werden, wenn sich bei einer erneuten Prifung Mangel oder Fehler entdeckt werden. Dem
Auftragnehmer kann Gelegenheit gegeben werden, zurlickgewiesene Baustoffe und
Gegenstande zu reparieren und in ordnungsgemalen Zustand zu versetzen, doch dirfen
diese Baustoffe und Gegenstdnde nur zum Einbau verwendet werden, wenn sich die
Aufsicht von der Reparatur und dem ordnungsgemal3en Zustand vergewissert hat.

Artikel 41 Kontrolle und Prifung

41.1. Der Auftragnehmer hat dafir Sorge zu tragen, dass die Bauteile und Baustoffe so
rechtzeitig an die Baustelle gebracht werden, dass die Aufsicht die Abnahme der Bauteile
und Baustoffe vornehmen kann. Es wird vorausgesetzt, dass der Auftragnehmer sich Uber
maoglicherweise auftretende Schwierigkeiten unterrichtet hat; er kann daher keine
Rechtfertigung fir eine Verzogerung bei der Erfullung seiner Verpflichtungen geltend
machen.
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41.2. Die Aufsicht ist berechtigt, selbst oder durch ihren Bevollméchtigten die Bauteile und
Baustoffe sowie die Bauausfihrung zu kontrollieren, zu untersuchen, zu messen und zu
prifen und den Fortgang der Anfertigung, Errichtung oder Herstellung sémtlicher
Gegenstande zu Uberprifen, die zur Lieferung im Rahmen des Auftrags angefertigt,
errichtet oder hergestellt werden, um festzustellen, ob die Bauteile, Baustoffe und die
Ausfuhrung der vorgeschriebenen Qualitét und Menge entsprechen. Dies erfolgt am Ort
der Herstellung, Errichtung bzw. Anfertigung oder auf der Baustelle oder an den anderen
Orten, die im Auftrag aufgefihrt sind.

41.3. Zur Vornahme von Prifungen und Kontrollen verpflichtet sich der Auftragnehmer,

(@) der Aufsicht voriibergehend und unentgeltlich die Unterstiitzung zu gewdahren und
die Proben oder die Teile sowie Maschinen, Ausristung, Werkzeug oder Baustoffe
und Arbeitskréfte zur Verfligung zu stellen, die fur Kontrollen und Prifungen
ublicherweise erforderlich sind;

(b) mit der Aufsicht Zeitpunkt und Ort der Priifungen zu vereinbaren;

(c) der Aufsicht zu jedem angemessenen Zeitpunkt Zugang zum Ort der Prifungen zu
gewdhren.

41.4. Ist die Aufsicht zum vereinbarten Prifungszeitpunkt nicht anwesend, kann der
Auftragnehmer, falls die Aufsicht keine anderen Weisungen erteilt hat, die Prifungen
durchfihren; diese werden as im Beisein der Aufsicht durchgefiihrt angesehen. Der
Auftragnehmer Ubermittelt der Aufsicht unverziglich beglaubigte Abschriften der
Testergebnisse, an die die Aufsicht im Falle ihrer Abwesenheit bei den Prifungen
gebunden ist.

41.5. Haben die Bauteile und Baustoffe die in diesem Artikel genannten Priifungen bestanden,
teilt die Aufsicht dem Auftragnehmer dies mit oder zeichnet die Bescheinigung des
Auftragnehmers gegen.

41.6. Kommen die Aufsicht und der Auftragnehmer zu unterschiedlichen Testergebnissen, so
gibt jede Seite der anderen innerhalb von 15 Tagen nach Bekanntwerden der Uneinigkeit
ihre Stellungnahme dazu ab. Die Aufsicht oder der Auftragnehmer kann verlangen, dass
diese Prifungen unter den gleichen Bedingungen wiederholt werden oder dass sie — auf
Ersuchen einer der beiden Seiten — von ehnem gemeinsam auszuwdahlenden
Sachverstandigen durchgefuhrt werden. Alle Prifungsberichte werden der Aufsicht
unterbreitet, die die Ergebnisse unverziglich dem Auftragnehmer mitteilt. Die Ergebnisse
der Gegenprifung sind endgultig. Die Kosten fiir die Gegenprifung sind von der Seite zu
tragen, deren Ansicht durch die Gegenprifung widerlegt wurde.

41.7. Die Aufsicht und alle von ihr erméchtigten Personen dirfen bei der Erflllung ihrer
Aufgaben die von ihnen bei der Kontrolle und Prifung erlangten Informationen Uber die
Herstellungsverfahren und den Betrieb des Unternehmens nur an Personen weitergeben,
die berechtigt sind, davon Kenntnis zu erhalten.

Artikel 42: Zurickweisung
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42.1.

42.2.

42.3.

42.4.

42.5.

Bauteile und Baustoffe, die nicht die spezifizierte Qualitét aufweisen, werden
zuriickgewiesen. Sie konnen mit einer besonderen Markierung versehen werden; diese
darf sie weder verandern noch ihren Handel swert beeintréchtigen. Die zurlickgewiesenen
Bauteile und Baustoffe sind innerhalb der von der Aufsicht festgesetzten Frist durch den
Auftragnehmer von der Baustelle zu entfernen; andernfalls werden sie von der Aufsicht
auf Kosten und Risikor des Auftragnehmers entfernt. Alle Bauleistungen, bei denen
zurtickgewiesene Bauteile und Baustoffe eingebaut wurden, werden zurlickgewiesen.

Die Aufsicht kann wahrend der Ausfiihrung der Bauleistungen und vor der Abnahme
anwei sen oder beschlief3en,

(@) dass innerhalb der in der Anweisung festgesetzten Fristen die Bauteile oder
Baustoffe, die nach Meinung der Aufsicht nicht auftragsgemdl sind, von der
Baustelle entfernt werden;

(b) dass ersatzweise ordnungsgeméf3e und geeignete Bauteile oder Baustoffe
bereitgestel It werden; oder

(c) dass Arbeiten, welche nach Ansicht der Aufsicht hinsichtlich der verwendeten
Bauteile und Baustoffe sowie der Ausfihrung oder Planung unter der
Verantwortung des Auftragnehmers nicht auftragsgemd sind, ungeachtet
vorausgegangener Prifungen oder bereits geleisteter Zwischenzahlungen beseitigt
und ordnungsgemald neu ausgefuhrt oder zufriedenstellend instand gesetzt werden.

Die Aufsicht teilt dem Auftragnehmer ihren Beschluss so bald wie angemessenerweise
maoglich unter ausfihrlicher Darlegung der behaupteten Mangel schriftlich mit.

Der Auftragnehmer beseitigt die so bezeichneten Mangel so schnell wie moglich und auf
eigene Kosten. Kommt der Auftragnehmer dieser Anweisung nicht nach, so ist der
offentliche Auftraggeber berechtigt, andere zur Ausfihrung dieser Leistungen zu
beschéftigen und zu bezahlen, wobei der 6ffentliche Auftraggeber alle dafiir oder im
Zusammenhang damit entstandenen Kosten von Zahlungen abziehen kann, auf die der
Auftragnehmer Anspruch hat oder kiinftig Anspruch haben wird.

Die Bestimmungen des Artikels 42 gelten unbeschadet der Anspriiche des Auftraggebers
nach den Artikeln 36 und 63.

Artikd 43: Eigentum an Anlagen und Baustoffen

43.1.

Es wird davon ausgegangen, dass die Gesamtheit der vom Auftragnehmer bereitgestellten
Ausristung, vorlaufigen Bauwerke, Anlagen und Baustoffe, die auf die Baustelle
verbracht werden, ausschliedlich der Ausfihrung der Bauleistungen dient; der
Auftragnenmer darf diese oder Teille davon nicht ohne Zustimmung der Aufsicht
entfernen, es sei denn, er verbringt sie innerhalb der Baustelle an einen anderen Platz. Die
Zustimmung der Aufsicht ist jedoch nicht erforderlich fir Fahrzeuge, mit denen Personal,
Arbeitskréfte, Ausristungsgegensténde, vorlaufige Bauwerke, Bauteile oder Baustoffe
von oder zur Baustelle befordert werden.

. In den Besonderen Bedingungen kann vorgesehen werden, dass die Gesamtheit der

Ausristung, vorlaufigen Bauwerke, Anlagen und Baustoffe auf der Baustelle, die dem
Auftragnehmer oder einer von ihm kontrollierten Firma gehoren, fur die Dauer der
Ausfuhrung der Arbeiten

(@) auf den offentlichen Auftraggeber tibergehen oder oder

November 2010 (aktualisiert im Mé&rz 2011) Seite 28 von 50
DEVCO-2011-00118-00-44-DE-TRA-00.DOC



(b) mit einem Pfandrecht zugunsten des 6ffentlichen Auftraggebers belegt oder oder

(c) einer songtigen Vereinbarung Uber die Vorrangigkeit der Interessen und der
Sicherheitdeistung unterworfen werden.

. Wird das Vertragsverhdltnis gema3 Artikel 63 aufgrund eines Vertragsbruches des

Auftragnehmers gekiindigt, so ist der offentliche Auftraggeber berechtigt, die auf der
Baustelle befindlichen Ausriistungen, vorléufigen Bauwerke, Anlagen und Baustoffe zu
nutzen, um das Bauwerk fertigzustellen.

. Jede Vereinbarung Uber die Anmietung von auf die Baustelle verbrachten Ausriistungen,

vorlaufigen Bauwerken, Anlagen oder Baustoffen durch den Auftragnehmer enthélt eine
Klausel, wonach deren Eigentimer — auf schriftlichen Antrag des o6ffentlichen
Auftraggebers, der binnen sieben Tagen nach dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Kundigung gemald Artikel 64 zu stellen ist, und auf die Verpflichtung des offentlichen
Auftraggebers hin, ab diesem Zeitpunkt sdmtliche Mietgebiihren zu Gbernehmen — diese
Ausrlstungen, vorlaufigen Bauwerke, Anlagen oder Baustoffe dem offentlichen
Auftraggeber zu den gleichen Bedingungen wie dem Auftragnehmer vermietet, wobei der
offentliche Auftraggeber jedoch befugt ist, sie jedem sonstigen von ihm zur Vollendung
der Bauleistungen gemél3 Artikel 64 Absatz 3 beschéftigten Auftragnehmer  zur
Benutzung zu Uberlassen.

. Bei Kindigung des Vertragsverhaltnisses vor Fertigstellung des Bauwerks handigt der

Auftragnehmer dem offentlichen Auftraggeber die Anlagen, vorldufigen Bauwerke,
Ausrlistungen oder Baustoffe aus, deren Eigentum — gemal3 Artikel 43 Absatz 2 — auf den
offentlichen Auftraggeber Ubergegangen ist oder die mit einem Pfandrecht belegt worden
sind. Versdumt er dies, so daf der Offentliche Auftraggeber die ihm geeignet
erscheinenden Mal3nahmen ergreifen, um das Eigentum an diesen Anlagen, vorlaufigen
Bauwerken, Ausristungen und Baustoffen zu erlangen und vom Auftragnehmer die
Erstattung der dadurch entstandenen Kosten zu erhalten.

ZAHLUNGEN

Artikd 44 Allgemeine Bestimmungen

44.1.

Die Zahlungen erfolgen geméal den Besonderen Bedingungen in Euro oder in
Landeswahrung. Die verwaltungsmaligen oder technischen Bedingungen, unter denen
die Vorfinanzierung, die Zwischen- und/oder die Abschlusszahlungen geméald den
Allgemeinen Bedingungen gewahrt werden, sind in den Besonderen Bedingungen
enthalten.

. Vom offentlichen Auftraggeber zu leistende Zahlungen sind auf das Bankkonto zu

leisten, das auf dem vom Auftragnehmer ausgefillten Formular ,, Finanzangaben” genannt
wurde. Dieses Formular muss auch dem Zahlungsantrag beigefligt werden, um eine
Anderung der Bankverbindung mitzuteilen.

. Die auf der Grundlage der jeweiligen Zwischenzahlungsanweisungen und der von der

Aufsicht erstellten Schlussabrechnung geschuldeten Betrdge sind vom offentlichen
Auftraggeber binnen 90 Tagen nach Erhalt dieser Anweisung oder Abrechnung an den
Auftragnehmer zu zahlen. Als Zahlungsdatum gilt das Datum, an dem das Konto der
Einrichtung belastet wird. Eine Zahlungsanweisung ist nicht zuldssig, wenn eine oder
mehrere wesentliche V oraussetzungen nicht erfuillt werden.
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44.4. Die in Absatz 3 dieses Artikels genannte Frist kann unterbrochen werden, indem dem
Auftragnehmer mitgeteilt wird, dass die Zahlungsanweisung oder Schlussabrechnung
nicht ausgefihrt werden kann, da der Betrag nicht féllig ist, da geeignete, als Nachweis
dienende Unterlagen nicht vorgelegt wurden oder da Beweismittel daflir vorliegen, dass
die Ausgaben unter Umsténden nicht erstattungsfahig sind. In letzterem Fall kénnen vor
Ort weitere Uberprifungen durchgefilhrt werden. Nach Aufforderung muss der
Auftragnenmer innerhalb von 30 Tagen Klarstellungen, Anderungen bzw. weitere
Informationen vorlegen. Die Aufsicht trifft innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der
Klarstellungen eine Entscheidung und legt gegebenenfalls eine Uberarbeitete
Zahlungsanweisung oder Schlussabrechnung vor; die Zahlungsfrist lauft ab diesem
Datum weiter.

44.5. Der Auftragnehmer hat alle Uber den fdligen Auftragsendwert hinausgehenden
geleisteten Betrage an den offentlichen Auftraggeber zurtickzuzahlen, und zwar vor der in
der Lastschriftanzeige genannten Frist, d. h. innerhalb von 45 Tagen ab Ausstellung der
Anzeige.

Sollte der Auftragnehmer die Rickzahlung nicht innerhalb der vom 6ffentlichen
Auftraggeber genannten Frist leisten, kann der 6ffentliche Auftraggeber (sofern es sich bei
dem Auftragnehmer nicht um eine Regierungsbehdrde oder eine offentliche Einrichtung
eines Mitgliedstaats der Europdischen Union handelt) Zinsen auf diese Betrége
aufschlagen, und zwar:

- falls die Zahlungen in der Wéahrung des L andes des 6ffentlichen Auftraggebers erfolgen,
zum Rediskontsatz der Zentralbank dieses Landes,

- fals die Zahlungen in Euro erfolgen, zu dem von der Europdischen Zentralbank far ihre
Hauptrefinanzierungsgeschéfte in Euro zugrunde gelegten und in der Reihe C des
Amtsblatts der Européi schen Union verdffentlichten Zinssatz,

am ersten Tag des Monats, in dem die Frist ablauft, plus dreieinhalb Prozentpunkten. Die
Verzugszinsen fallen fur die Zeit zwischen der vom 6ffentlichen Auftraggeber gesetzten
Zahlungsfrist und dem Datum, an dem die Zahlung tatséchlich erfolgt, an. Etwaige
Teilzahlungen decken zunéchst die auf diese Weise anfallenden Zinsen.

An den offentlichen Auftraggeber zurlickzuzahlende Betrage konnen mit Betrégen
jeglicher Art verrechnet werden, die an den Auftragnehmer zu zahlen sind. Hiervon
unbertihrt bleibt das Recht der Parteien, eine Zurtickzahlung in Form von Teilbetréagen zu
vereinbaren. Bankgebihren, die aus der Rickzahlung von Betragen entstehen, die dem
offentlichen Auftraggeber zustehen, sind vollstandig vom Auftragnehmer zu tragen.

44.6. Gegebenenfalls kann sich die Européische Union as Geber in die Rechte des dffentlichen
Auftraggebers einsetzen.

Artikel 45: Auftrage auf der Grundlage vorlaufiger Preise

45.1. In Ausnahmefélen, in denen ein Vertrag Uber vorlaufige Preise geschlossen wurde,
werden die nach dem Vertrag zu entrichtenden Betrége wie folgt berechnet:

(@) wiebe den Kostenzuschlagsvertragen nach Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe ¢ oder

(b) zunéchst auf der Grundlage vorlaufiger Preise und, nachdem die Bedingungen fur
die Ausfihrung des Auftrags bekannt sind, wie fur Pauschalpreisvertrdge oder
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45.2.

Auftrége zu Einheitspreisen nach Artikel 49 Absatz 1 Buchstaben a und b, oder wie
in einem gemischten Auftrag.

Der Auftragnenmer stellt zu allen mit dem Auftrag zusammenhangenden Aspekten
digenigen Informationen bereit, die der offentliche Auftraggeber oder die Aufsicht
billigerweise anfordern konnen. Kann Uber die Bewertung der Bauleistungen zu
Kakulationszwecken kein Einvernehmen erzielt werden, so werden die zu zahlenden
Betrage von der Aufsicht festgesetzt.

Artikéel 46: Vorfinanzierung:

46.1.

46.2.

46.3.

46.4.

46.5.

Bei Arbeiten im Zusammenhang mit der Durchfiihrung der Aufgaben werden dem
Auftragnehmer, sofern dies in den Besonderen Bedingungen vorgesehen ist, auf Antrag in
den nachstehend aufgefUihrten Féallen Vorfinanzierungen gewéhrt:

(@) einpauschaer Vorschuss zur Deckung der Anlaufkosten;

(b) bei nachgewiesenem Abschluss eines Kaufvertrags oder bei Bestellung von
Baustoffen, Anlagen, Ausrlistungen, Maschinen oder Werkzeug, die fur die
Ausfiihrung des Auftrags erforderlich sind, sowie bei sonstigen gréf3eren vorherigen
Aufwendungen, zum Beispiel fir den Erwerb von Patenten oder zur Bezahlung von
Untersuchungen.

In den Besonderen Bedingungen wird die Hohe der V orfinanzierungen festgesetzt, die bei
den pauschalen Vorschiissen nach Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a 10 % und bei alen
anderen Vorfinanzierungen nach Artikel 46 Absaiz1l Buchstabeb 20% des
urspriinglichen vertraglich vereinbarten Preises nicht Uberschreiten darf.

Eine Vorfinanzierung wird erst geleistet, wenn
(@) der Vertrag geschlossen worden ist,

(b) der Auftragnehmer dem o&ffentlichen Auftraggeber die Erflllungsgarantie gemali
Artikel 15 gestellt hat, und

(c) der Auftragnehmer dem oOffentlichen Auftraggeber eine gesonderte direkte
Sicherheit fUr die volle Hohe der Vorfinanzierung — sofern diese Zahlung
150 000 EUR Uberschreitet — von den in Artikel 15 Absatz 3 genannten
Einrichtungen in der im Vertrag vorgegebenen Form beigebracht hat, die so lange
bestehen bleiben muss, bis die Vorfinanzierung vom Auftragnehmer durch
auftragsgemalle Zwischenzahlungen vollstandig ausgeglichen ist. Handelt es sich
bei dem Auftragnehmer um eine offentliche Einrichtung, kann in Abhéngigkeit
einer durchgefihrten Risikobewertung auf die Verpflichtung zu einer gesonderten
direkten Sicherheit verzichtet werden.

Der Auftragnehmer verwendet die Vorfinanzierung ausschliefflich zur Deckung von
Ausgaben im Zusammenhang mit den Bauleistungen. Verwendet der Auftragnehmer
einen Tell der Vorfinanzierung zu anderen Zwecken, so ist dieser mit sofortiger Falligkeit
riickzahlbar, und der Auftragnehmer erhdlt keine weiteren V orfinanzierungen.

Erlischt die fur die Vorfinanzierung gestellte Sicherheit und versdumt der Auftragnehmer
sie erneut fur gultig zu erkléren, so kann der 6ffentliche Auftraggeber entweder Abziige
in Hohe der Vorfinanzierung von kinftigen an den Auftragnehmer auftragsgemal® zu
leistenden Zahlungen vornehmen oder Artikel 15 Absatz 6 anwenden.
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46.6.

46.7.

46.8.

Wird der Auftrag aus irgeneinem Grund gekiindigt, so kénnen die Sicherheiten zur
Sicherung der Vorfinanzierungen sofort zum Ausgleich der vom Auftragnehmer noch
geschuldeten Vorfinanzierungen in  Aussicht genommen werden, wobei der
Sicherheitsgeber die Zahlung aus keinem Grund verzdgern und keine Einwéande dagegen
erheben darf.

Die nach Artikel 46 fir die Vorfinanzierung zu stellende Sicherheit wird nach Mal3gabe
der Ruckzahlung der Vorfinanzierung freigegeben.

Weitere Bedingungen und Verfahren fir die Gewahrung und Rickzahlung der
Vorfinanzierungen sind in den Besonderen Bedingungen festgel egt.

Artikd 47: Einbehaltene Betrége

47.1.

47.2.

47.3.

Die Betrége, die von den Zwischenzahlungen as Sicherheit fur die Verpflichtungen des
Auftragnenmers wahrend der Gewdhrleistungsfrist einbehalten werden, sowie die
diesbeziiglichen Einzelvorschriften werden in den Besonderen Bedingungen festgelegt,
und zwar mit der Mal3gabe, dass diese Sicherheit auf keinen Fall 10 % des vertraglich
vereinbarten Preises Uberschreiten darf.

Vorbehaltlich der Zustimmung des offentlichen Auftraggebers kann der Auftragnehmer
auf eigenen Wunsch diese einbehaltenen Betrége spétestens zu dem fir den Beginn der
Bauleistungen festgesetzten Zeitpunkt durch eine nach Artikel 15 Absatz 3 ausgestellte
Einbehaltungsgarantie abl dsen.

Die enbehaltenen Betrdge oder die Einbehaltungsgarantie werden innerhalb von
45 Tagen nach Erstellung der in Artikel 51 genannten unterzeichneten Schlussabrechnung
freigegeben.

Artikel 48: Preisanpassung

48.1.

Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist und mit Ausnahme
von Artikel 48 Absatz 4 sind die Preise des Auftrags Festpreise, die nicht geéndert
werden dirfen.

. Bei Auftrégen, bei denen eine Preisanpassung maoglich ist, werden sowohl Anpassungen

in den Kosten wesentlicher, drtlich bedingter oder externer Faktoren, die der Berechnung
der Angebotspreise zugrunde lagen, wie Arbeitddhne, Dienstleistungen, Baustoffe und
Lieferungen als auch Anpassungen der auf Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
beruhenden Kosten berticksichtigt. Es gelten die Prei sanpassungsklauseln der Besonderen
Bedingungen.

. Von den Angebotspreisen des Auftragnehmers wird davon ausgegangen,

(@) dasssieauf der Grundlage der Bedingungen ermittelt wurden, die 30 Tage vor dem
festgesetzten letzten Termin flr die Angebotsabgabe oder, bei direkt vergebenen
Auftrégen, am Tag der Auftragserteilung in Kraft waren,;

(b) dass dabei die zu dem unter Artikel 48 Absatz 3 Buchstabea festgelegten
Bezugszeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften und einschldgigen steuerrechtlichen
Bestimmungen berticksichtigt wurden.
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48.4. Wird nach dem in Artikel 48 Absatz 3 genannten Zeitpunkt auf nationaler Ebene oder auf
der Ebene von Mitgliedstaaten eine gesetzliche Regelung, eine Verordnung, ein Erlass
oder eine andere Rechtsvorschrift oder von einer Gebietskdrperschaft oder anderen
Behorde eine drtliche Verordnung oder Vorschrift in Kraft gesetzt oder gedndert, die die
vertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragsparteien éndert, so treten offentlicher
Auftraggeber und Auftragnehmer in Konsultationen tber die bestmégliche Fortsetzung
des Auftrags ein und kénnen a's Ergebnis dieser K onsultationen beschlief3en,

(@) dassder Auftrag geandert wird oder

(b) dass die benachteiligte Partei von der anderen Partei eine Ausgleichszahlung erhalt
oder

(c) dassdasVertragsverhdtnisin beiderseitigem Einvernehmen gel st wird.

48.5. Bei einer vom Auftragnehmer zu verantwortenden Verzogerung in der Durchfiihrung der
Aufgaben gilt fir die Preisanpassung wahrend der Verzogerung entweder der Index, der
auf die letzte Zwischenzahlungsanweisung fur im Durchfihrungszeitraum ausgefihrte
Aufgaben angewandt wurde, oder der auf die vorldufige Abnahme der Aufgaben
angewandte Index — je nachdem, welcher Index fur den &ffentlichen Auftraggebers
glnstiger ist.

Artikel 49: Vermessung

49.1. Fir die Bestimmung des Wertes von Bauauftrgen gelten folgende
Berechnungsmethoden:

(@) Bei Pauschapreisvertragen wird der Auftragspreis auf der Grundlage einer
Aufschliisselung des gesamten vertraglich vereinbarten Preises oder anhand einer
Aufschliisselung nach Prozentsétzen des vertraglich vereinbarten Preises, die
einzelnen ausgefihrten Bauabschnitten entsprechen, festgelegt. Werden bel
Einzelposten auch Mengen aufgefihrt, so gelten diese als Festmengen, fir die der
Auftragnehmer seinen Gesamtpreis unterbreitet hat und fir die er ungeachtet der
tatséchlich ausgefUhrten Baule stungsmengen zu bezahlen ist.

(b) Bei Auftragen mit Einheitspreis

(i) wird der Auftragspreis dadurch errechnet, dass die Einheitssétze auf die bel
den jeweiligen Posten tatséchlich auftragsgemdld ausgefihrten Mengen
angewandt werden;

(i)  handelt es sich um bei den im Mengenansatz festgelegten Mengen um die
geschétzten Mengen der Bauleistungen, die jedoch nicht als die tatséchlichen
und genauen Mengen der Bauleistungen aufzufassen sind, die der
Auftragnehmer gemai seinen Auftragsverpflichtungen auszufthren hat;

(iii) stellt die Aufsicht die tatséchlichen Mengen der vom Auftragnehmer
ausgefuhrten Bauleistungen durch Vermessung fest; diese Bauleistungen
werden gemald Artikel 50 vergltet. Soweit in den Besonderen Bedingungen
nichts anderes festgelegt ist, darff den Posten im Mengenansatz nichts
hinzugefiigt werden, es sei denn, der Auftragnehmer hat aufgrund einer
Anderung gemaR Artikel 37 oder aufgrund einer sonstigen Bestimmung des
Auftrags Anspruch auf eine zusétzliche Vergiitung;

(iv) ersucht die Aufsicht, wenn sie eine Vermessung einzelner Teile der
Bauleistungen verlangt, mit angemessener Frist den Auftragnehmer, bei der
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(©

Vermessung zugegen zu sein oder sich durch einen quaifizierten
Bevollméchtigten vertreten zu lassen. Der Auftragnehmer oder sein
Bevollméchtigter unterstiitzen die Aufsicht bei der Vermessung und machen
ale von der Aufsicht geforderten Angaben. Ist der Auftragnehmer bei der
Vermessung nicht anwesend oder unterl&sst er es, einen Bevollméchtigten zu
bestellen, so ist die von der Aufsicht durchgefiihrte oder von ihr gebilligte
Vermessung fir den Auftragnehmer verbindlich;

(v) werden die Bauleistungen unbeschadet allgemeiner oder Ortlicher
Verkehrssitte netto vermessen, sofern im Auftrag nichts anderes festgelegt ist.

Bei Kostenzuschlagsvertrdgen wird der Auftragspreis auf der Grundlage der
tatsdchlichen Kosten mit einem vereinbarten Zusatz fir Gemeinkosten und
Gewinnzuschlag festgesetzt. In den Besonderen Bedingungen wird vorgesehen,
welche Angaben der Auftragnehmer der Aufsicht im Sinne von Artikel 49,1
Absatz 1 Buchstabe ¢) zu machen hat und in welcher Form diese vorzulegen sind.

49.2. Wird ein Posten im Vertrag als ,,vorlaufig* angegeben, so wird der hierfir zurlickgestellte
vorlaufige Betrag bei der Berechnung der in Artikel 37 genannten Prozentsétze nicht
berlcksichtigt.

Artikel 50: Zwischenzahlungen

50.1. Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, unterbreitet der
Auftragnenmer der Aufsicht am Ende eines jeden Zeitabschnitts gemédl3 Artikel 50
Absatz7 in ener von der Aufsicht genehmigten Form einen Antrag auf
Zwischenzahlungen. Der Antrag umfasst folgende Angaben, soweit zutreffend:

@

(b)
(©
(d)

()

()

den geschétzte Auftragswert der endgiltigen Bauwerke, soweit sie bis zum Ende
des betreffenden Bauabschnitts errichtet worden sind:;

den Betrag, der den Preisanpassungen nach Mal3gabe von Artikel 48 entspricht;
den Betrag, der als einbehaltener Betrag gemald Artikel 47 einzubehalten ist;

Gutschriften und/oder Belastungen fur den betreffenden Bauabschnitt fur Anlagen
und Baustoffe, die sich an der Baustelle befinden und zum Einbau in das endgliltige
Bauwerk bestimmt, aber noch nicht darin eingebaut sind, in der in
Artikel 50 Absatz 2 vorgesehenen Hohe und unter den darin aufgefihrten
V oraussetzungen;

den Betrag, der as Riickzahlung der Vorfinanzierung gemal den Bestimmungen
des Artikels 46 abzuziehen ist, und

jeden weiteren Betrag, auf den der Auftragnehmer nach Maligabe des Vertrags
Anspruch hat.

50.2. Der Auftragnehmer hat Anspruch auf die Betrage, die die Aufsicht zur Berticksichtigung
der Anlagen und Baustoffe, die zum Einbau in das Bauwerk bestimmt, aber noch nicht
eingebaut sind, fir angemessen hélt, sofern

@

die Anlagen und Baustoffe den Spezifikationen fir das endgiltige Bauwerk
entsprechen und so in Einzelpartien gelagert werden, dass sie von der Aufsicht
erkannt werden kénnen;
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(b) diese Anlagen und Baustoffe zur Zufriedenheit der Aufsicht an der Baustelle
angeliefert worden, ordnungsgemal} gelagert sowie vor Verlust, Beschadigung oder
Verderb geschiitzt sind;

(c) der Auftragnehmer Uber Bedarf, Bestellungen, Eingange und Verbrauch der
Anlagen und Baustoffe im Rahmen des Auftrags Aufzeichnungen in einer von der
Aufsicht genehmigten Form fihrt und diese der Aufsicht zur Uberpriifung
bereithalt;

(d) der Auftragnehmer gleichzeitig mit seiner Erklarung den Schdtzwert der an der
Baustelle angelieferten Anlagen und Baustoffe zusammen mit Unterlagen
unterbreitet, die von der Aufsicht zum Zweck der Bewertung der Anlagen und
Baustoffe und zum Nachweis des Eigentums und der Bezahlung gegebenenfalls
verlangt werden, und

(e) der offentliche Auftraggeber nach den Besonderen Bedingungen als Eigentimer der
Anlagen und Baustoffe, diein Artikel 43 genannt werden, gilt.

50.3. Eine von der Aufsicht erteilte Genehmigung einer von ihr angewiesenen
Zwischenzahlung fur Anlagen und Baustoffe gemaR Artikel 50 berthrt nicht die
vertraglichen Rechte der Aufsicht, nichtauftragsgemél?e Anlagen oder Baustoffe
zurtickzuwei sen.

50.4. Der Auftragnehmer haftet hinsichtlich der Anlagen und Baustoffe an der Baustelle fir
Verlust und Beschéadigung, kommt fir die durch deren Lagerung und Handhabung
entstandenen Kosten auf und schliefit eine Zusatzversicherung ab, die Verlust- und
Beschéadigungsrisiken gleich welchen Ursprungs abdeckt.

50.5. Innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Antrags auf Zwischenzahlung wird dieser
angenommen bzw. so gedndert, dass der Antrag nach Ansicht der Aufsicht den dem
Auftragnehmer vertragsgema3 geschuldeten Betrag enthdlt. In Féllen, in denen
Meinungsverschiedenheiten Uber den Wert eines Postens bestehen, ist die Ansicht der
Aufsicht ausschlaggebend. Ist der dem Auftragnehmer zustehende Betrag festgestellt, so
stellt die Aufsicht innerhalb derselben dreiBigtdgigen Frist — fUr den offentlichen
Auftraggeber zur Zahlung und den Auftragnehmer zur Information — eine Anweisung
Uber die Zwischenzahlung in Hohe des dem Auftragnehmer zustehenden Betrages aus
und unterrichtet den Auftragnehmer davon, fir welche Bauleistungen die Bezahlung
erfolgt.

50.6. Die Aufsicht kann durch eine Zwischenzahlungsanweisung frihere von ihr ausgestellte
Anweisungen berichtigen oder andern und ist berechtigt, den Anweisungsbetrag zu
andern oder die Ausstellung einer Zwischenzahlungsanweisung zurtickzustellen, wenn
die Bauleistungen oder ein Teil dieser Leistungen nicht zu ihrer Zufriedenheit ausgefihrt
wurden.

50.7. Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anders vorgesehen ist, erfolgt eine
Zwischenzahlung im Monat.

Artikel 51 Schlussabrechnung
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51.1. Sofern in den Besonderen Bedingungen nicht anders vorgesehen, Ubermittelt der
Auftragnehmer der Aufsicht spétestens 90 Tage nach Ausstellung der in Artikel 62
genannten Abnahmebescheinigung den Entwurf einer Schlussabrechnung unter
Beifligung von Belegen, aus denen der Wert der auftragsgemai erbrachten Leistungen
und alle weiteren Betrége, die dem Auftragnehmer seines Erachtens vertragsgemald
zustehen, im Einzelnen hervorgehen, damit die Aufsicht die Schlussabrechnung erstellen
kann.

51.2. Die Aufsicht erstellt innerhalb einer Frist von 90 Tagen nach Eingang des Entwurfs einer
Schlussabrechnung sowie aller zur einschldgigen Uberpriifung erforderlichen Angaben,
die angemessenerweise verlangt werden konnen, die Schlussabrechnung, in der
Folgendes festgelegt ist:

(@) der Betrag, der ihres Erachtens die Restschuld aus dem Vertragsverhdtnis darstellt,
und

(b) nachdem ale bereits vom d&ffentlichen Auftraggeber gezahlten Betrage und alle
Betrége, die ihm im Rahmen des Auftrags zustehen, festgelegt worden sind, der
etwaige Restbetrag, den der offentliche Auftraggeber dem Auftragnehmer bzw. der
Auftragnehmer dem offentlichen Auftraggeber schuldet.

51.3. Die Aufsicht Ubermittelt dem 6ffentlichen Auftraggeber oder seinem bevollméchtigten
Vertreter und dem Auftragnehmer die Schlussabrechnung, aus der der Restbetrag
hervorgeht, auf den der Auftragnehmer auftragsgemald Anspruch hat. Der offentliche
Auftraggeber oder sein bevollméchtigter Vertreter und der Auftragnehmer unterzeichnen
die Schlussabrechnung und erkennen damit den vollen und endgiltigen Wert der
auftragsgemal’ erbrachten Leistungen an; sie Ubermitteln der Aufsicht sofort eine
unterzeichnete Abschrift. Die Schlussabrechnung weist jedoch keine strittigen Betrége
aus, die Gegenstand von Verhandlungen, Schlichtungs-, Schieds- oder Gerichtsverfahren
sind.

51.4. Die vom Auftragnehmer unterzeichnete Schlussabrechnung stellt eine schriftliche
Entlastung fur den 6ffentlichen Auftraggeber dar, in der bestétigt wird, dass mit der in der
Schlussabrechnung aufgefiihrten Gesamtsumme alle dem Auftragnehmer im Rahmen des
Auftrags geschuldeten Betrage, die nicht Gegenstand von Schlichtungs, Schieds- oder
Gerichtsverfahren sind, as vollstandig und abschlieffend beglichen gelten. Diese
Entlastung gilt jedoch erst, wenn die Bezahlung aller aufgrund der Schlussabrechnung
noch geschuldeten Restbetrédge erfolgt ist und die in Artikel 15 genannte
Erflllungsgarantie dem Auftragnehmer zurtickerstattet wurde.

51.5. Der offentliche Auftraggeber haftet nicht fir etwaige Folgen, die sich fir den
Auftragnehmer aus dem Auftrag oder in Zusammenhang mit dem Auftrag oder der
Ausfihrung der Bauleistung ergeben, es sei denn, der Auftragnehmer hat in seinem
Entwurf einer Schlussabrechnung einen solchen Anspruch geltend gemacht.

Artikel 52: Direkte Zahlungen an Unterauftragnehmer
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52.1. Erhdlt die Aufsicht die Beschwerde eines nach Artikel 7 ordnungsgemald genehmigten
Unterauftragnehmers, in der dieser behauptet, dass der Auftragnehmer seine finanziellen
Verpflichtungen ihm gegentber nicht erflllt habe, so fordert die Aufsicht den
Auftragnehmer auf, entweder die Zahlungen an diesen Unterauftragnehmer zu leisten
oder ihr die Grinde mitzuteilen, die der Bezahlung entgegenstehen. Erfolgt innerhalb der
mit der Aufforderung festgesetzten Frist weder die Zahlung noch eine begrindete
Stellungnahme, so kann die Aufsicht, nachdem sie sich vergewissert hat, dass die
betreffenden Leistungen ausgefihrt worden sind, die entsprechende Anweisung
ausstellen, und der Offentliche Auftraggeber begleicht die Forderung des
Unterauftragnehmers aus den dem Auftragnehmer noch geschuldeten Betragen. Der
Auftragnehmer bleibt flr die direkt bezahlten Bauleistungen voll verantwortlich.

52.2. Gibt der Auftragnehmer triftige Grinde dafur an, dass er die Erfullung sémtlicher oder
eines Teils der Forderungen des Unterauftragnehmers verweigert hat, so begleicht der
offentliche Auftraggeber nur die Forderungen des Unterauftragnehmers, die nicht strittig
sind. Die von dem Unterauftragnehmer beanspruchten Betrége, deren Zahlung der
Auftragnehmer aus triftigen Grinden verweigert hat, werden vom offentlichen
Auftraggeber erst dann beglichen, wenn die Parteien eine gitliche Einigung erzielt haben
oder eine schiedsgerichtliche oder sonstige gerichtliche Entscheidung erfolgt ist, die der
Aufsicht ordnungsgemal? mitgeteilt worden ist.

52.3. Die direkten Zahlungen an die Unterauftragnehmer dirfen nicht hoher sein als der zum
vertraglich vereinbarten Preis berechnete Wert der von ihnen erbrachten Leistungen, auf
die sich ihre Forderung bezieht; bei der Berechnung oder der Schéatzung des Wertes zu
den vertraglich vereinbarten Preisen wird vom Mengenansatz, der Preisiibersicht oder von
dem aufgeschlUisselten Pauschal preis ausgegangen.

52.4. Die direkten Zahlungen an die Unterauftragnehmer erfolgen auftragsgemal3 vollsténdig in
der Wéahrung des Landes, in dem der Auftrag ausgeftihrt wird, oder zum Teil in dieser
Waéahrung und zum Tell in Devisen, wenn im Auftrag eine Fremdwahrung als
Zahlungswahrung vorgesehen ist.

52.5. Die in Devisen getétigten direkten Zahlungen an die Unterauftragnehmer werden nach
Artikel 56 berechnet. Sie dirfen nicht dazu fihren, dass die im Auftrag festgesetzte
Hdochstsumme der Zahlung in Fremdwahrung Uberschritten wird.

52.6. Die Bestimmungen des Artikels52 gelten vorbehaltlich der gema Artikel 54
anwendbaren Rechtsvorschriften ber Forderungen von Glaubigern, zu deren Gunsten
eine Forderungsabtretung oder eine Verpfandung stattgefunden hat.

Artikel 53: Zahlungsverzug

53.1. Nach Ablauf der in Artikel 44 Absatz 3 der Allgemeinen Bedingungen genannten Frist
hat der Auftragnehmer — sofern es sich nicht um eine Behdrde oder sonstige offentliche
Stelle eines Mitgliedstaats der Europdischen Union handelt — Anspruch auf
Verzugszinsen, wenn er innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der verspéteten Zahlung
einen entsprechenden Antrag stellt, und zwar:

- = falls die Zahlungen in der Wahrung des Empfangerlandes erfolgen, zum
Rediskontsatz der Zentralbank dieses Landes,

- = falls die Zahlungen in Euro erfolgen, zu dem von der Européischen
Zentralbank bel ihren Hauptrefinanzierungsgeschéften in Euro zugrunde gelegten und in
der Reihe C des Amtsblatts der Européischen Union verdffentlichten Zinssatz,
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am ersten Tag des Monats, in dem die Frist abl&uft, plus dreieinhalb
Prozentpunkten. Die Zinsen sind fallig fur den Zeitraum zwischen dem Ablauf der
Zahlungsfrist und dem Tag der Belastung des Kontos des Auftraggebers.

53.2. Bei Zahlungsverzug von mehr as 120 Tagen nach dem in Artikel 53 Absatz 1
festgelegten Falligkeitstermin ist der Auftragnehmer berechtigt, entweder den Auftrag
nicht auszufihren oder ihn zu kiindigen.

Artikel 54: Zahlungen an Dritte

54.1. Alle Zahlungsauftrage fir Zahlungen an Dritte konnen erst nach einer Ubertragung
geméal Artikel 6 ausgefiihrt werden. Die Ubertragung ist dem offentlichen Auftraggeber
anzuzeigen.

54.2. Fur die Benachrichtigung der Begiinstigten einer Ubertragung ist ausschliellich der
Auftragnehmer zustandig.

54.3. Liegt eine rechtsverbindliche Pféandung des Eigentums des Auftragnehmers vor, die die
ihm im Rahmen des Auftrags geschuldeten Zahlungen berihrt, so hat der offentliche
Auftraggeber zur Wiederaufnahme der Zahlungen an den Auftragnehmer — unbeschadet
der in Artikel 53 genannten Frist — eine weitere Frist von 30 Tagen, die mit dem Tag
beginnt, an dem der &ffentliche Auftraggeber von der endgiltigen Aufhebung des
Zahlungshindernisses Kenntnis erhélt.

Artikel 55: Zusatzliche Zahlungsforderungen

55.1. Treten im Rahmen des Auftrags Umsténde auf, die nach Ansicht des Auftragnehmers zu
zusétzlichen Zahlungsforderungen berechtigen, so hat dieser wie folgt zu verfahren:

(@ Er unterrichtet die Aufsicht von seiner Absicht, eine zusétzliche Zahlung zu fordern,
oder er macht diese Forderung unter Angabe der Griinde binnen 15 Tagen, nachdem
er von den genannten Umstanden Kenntnis erhalten hat, geltend, und

(b) er liefert vollstandige und ausfihrliche Angaben zu seiner Forderung, sobald dies
praktisch moglich ist, jedoch héchstens bis zu 60 Tagen nach dem Absendedatum
der Mitteilung, es sei denn, die Aufsicht stimmt einem anderen Termin zu. Stimmt
die Aufsicht einem anderen Termin als den 60 Tagen zu, sind diese Angaben
dennoch auf jeden Fall spétestens bis zu dem Tag der Vorlage des Entwurfs einer
Schlussabrechnung einzureichen. Der Auftragnehmer Ubermittelt der Aufsicht
sodann unverziglich ale weiteren Angaben, die dieser billigerweise fir die
Beurteilung der Berechtigung der Forderung verlangen kann.

55.2. Wenn die Aufsicht die benétigten vollstdndigen und ausfiihrlichen Angaben zu der
Forderung des Auftragnehmers erhaten hat, entscheidet sie unbeschadet
Artikel 21 Absatz 4 nach ordnungsgemali3er Konsultierung des 6ffentlichen Auftraggebers
und gegebenenfalls des Auftragnehmers, ob der Auftragnehmer Anspruch auf eine
zusétzliche Zahlung hat, und unterrichtet die Parteien entsprechend.

55.3. Die Aufsicht kann eine zusédtzliche Zahlungsforderung ablehnen, wenn sie die
V oraussetzungen gemald Artikel 55 nicht erfullt.

Artikel 56: Enddatum
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Die Zahlungsverpflichtungen der Européischen Kommission im Rahmen dieses Vertrags
enden spétestens 18 Monate nach Ablauf des Durchflihrungszeitraums der Aufgaben,
sofern der Vertrag nicht gemai den vorliegenden Allgemeinen Bedingungen gekiindigt
wird. Bei einer Kofinanzierung wird dieses Datum in den Besonderen Bedingungen
festgehalten.

ABNAHME UND GEWAHRLEISTUNG

Artike 57: Allgemeine Bestimmungen

57.1.

57.2.

Die Uberpriifung der Bauleistungen durch die Aufsicht zum Zweck der vorlaufigen
Abnahme oder der Endabnahme erfolgt im Beisein des Auftragnehmers. Die
Abwesenheit des Auftragnehmers ist kein Hindernis fir die Uberpriifung, wenn der
Auftragnenmer mindestens 30 Tage vor dem Uberpriifungstermin ordnungsgemar
geladen wordenist.

Wird durch auRergewdhnliche Umsténde die Feststellung des Zustands der Bauleistungen
oder aber die Abnahme wéhrend der fir die vorldufige Abnahme oder fir die
Endabnahme festgesetzten Frist verhindert, so wird dies von der Aufsicht —wenn mdglich
nach Ricksprache mit dem Auftragnehmer — in einem Protokoll festgestellt. Die
Durchfihrung der Uberprifung und die Erstellung des Abnahme- oder
Ablehnungsprotokolls erfolgen binnen 30 Tagen nach dem Tag, an dem der
Hinderungsgrund hinféllig wurde. Der Auftragnehmer kann sich nicht unter Berufung auf
diese Umsténde der Verpflichtung entziehen, die Bauleistungen abnahmebereit
vorzufihren.

Artikel 58: Versuche nach Fertigstellung

58.1.

58.2.

Die Bauwerke werden erst abgenommen, nachdem auf Kosten des Auftragnehmers die
vorgeschriebenen Prifungen und Versuche durchgefihrt worden sind. Der
Auftragnehmer teilt der Aufsicht das Datum mit, zu dem die genannten Prifungen und
V ersuche beginnen kénnen.

Bauwerke, die den Bestimmungen und Bedingungen des Auftrags nicht entsprechen oder
in Ermangelung derartiger Bestimmungen und Bedingungen nicht nach den anerkannten
Regeln in dem Staat ausgefihrt wurden, in dem die Bauleistungen erbracht werden, sind
vom Auftragnehmer erforderlichenfalls zu beseitigen und neu zu erstellen oder
entsprechend den Forderungen der Aufsicht nachzubessern; geschieht dies nicht, so
erfolgen die Malnahmen nach ordnungsgeméf3er Ankundigung auf Anordnung der
Aufsicht und auf Kosten des Auftragnehmers. Unter den gleichen Bedingungen kann die
Aufsicht auch verlangen, dass der Auftragnehmer Bauwerke, die unter Verwendung von
nicht abnahmefdhigen Baustoffen oder wahrend der zeitweiligen Unterbrechung gemald
Artikel 38 errichtet worden sind, beseitigt und neu erstellt oder entsprechend den
Forderungen der Aufsicht nachbessert.

Artikel 59: Teilabnahme
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59.1.

59.2.

59.3.

Der offentliche Auftraggeber kann die zu dem Auftrag gehdrenden Bauten, Teile von
Bauten oder Bauabschnitte nach und nach entsprechend ihrer Fertigstellung in Benutzung
nehmen. Einer Ubernahme der Bauten, Teile von Bauten oder Bauabschnitte durch den
offentlichen Auftraggeber muss eine vorlaufige Teilabnahme vorausgehen. In dringenden
Félen kann die Ubernahme jedoch vor der Abnahme erfolgen, sofern zuvor eine
Bestandsaufnahme der noch durchzuftinrenden Arbeiten von der Aufsicht erstellt und von
dem Auftragnehmer und der Aufsicht gebilligt worden ist. Hat der offentliche
Auftraggeber die Bauten, Teile von Bauten oder Bauabschnitte in Besitz genommen, so
kann der Auftragnehmer nicht mehr zur Behebung von Schéden herangezogen werden, es
sel denn, sie gehen auf Konstruktionsfehler oder unsachgeméal3e Ausfihrung zuriick.

Auf Wunsch des Auftragnehmers kann die Aufsicht bei hierfiir geeigneten Bauleistungen
vorléufige Teilabnahmen vornehmen, soweit die Bauten, Teile von Bauten oder
Bauabschnitte fertiggestellt sind und wie im Auftrag beschrieben genutzt werden kénnen.

Bei vorlaufigen Teilabnahmen gemald Artikel 59 Absédtze 1 und 2 setzt die in Artikel 62
vorgesehene Gewahrleistungsfrist mit dem Tag dieser vorlaufigen Teilabnahme ein,
sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist.

Artikel 60: Vorlaufige Abnahme

60.1.

60.2.

60.3.

60.4.

Die Bauwerke werden vom &ffentlichen Auftraggeber abgenommen, wenn die Versuche
nach Fertigstellung zufriedenstellend verlaufen sind und eine Bescheinigung Uber die
vorlaufige Abnahme ausgestel It worden ist oder als ausgestellt gilt.

Der Auftragnehmer kann die Ausstellung einer Bescheinigung Uber die vorlaufige
Abnahme durch die Aufsicht frihestens 15 Tage, bevor die Bauwerke seiner Ansicht
nach fertiggestellt und fir die vorl&ufige Abnahme bereit sind, schriftlich beantragen. Die
Aufsicht muss binnen 30 Tagen nach Eingang des Antrags des Auftragnehmers

(@) entweder dem Auftragnehmer eine Bescheinigung Uber die vorléufige Abnahme mit
einer Abschrift fir den offentlichen Auftraggeber ausstellen, in der gegebenenfalls
seine Vorbehalte niedergelegt sind und unter anderem der Tag angegeben ist, an
dem seiner Ansicht nach die Arbeiten auftragsgemald abgeschlossen und fur die
vorléufige Abnahme bereit waren, oder

(b) den Antrag mit einer entsprechenden Begrindung und unter Angabe der
Mal3nahmen ablehnen, die der Auftragnehmer ihrer Ansicht nach vor Ausstellung
der Bescheinigung noch zu treffen hat.

Versdumt es die Aufsicht, die Bescheinigung tber die vorlaufige Abnahme auszustellen
oder den Antrag des Auftragnehmers innerhalb der Frist von 30 Tagen zuriickzuweisen,
so gilt die Bescheinigung als am letzten Tag dieser Frist ausgestellt. Die Bescheinigung
Uber die vorlaufige Abnahme gilt nicht als Bestétigung, dass die Bauwerke in jeder
Hinsicht fertiggestellt worden sind. Wenn die Bauleistungen laut Auftrag in Abschnitte
unterteilt sind, hat der Auftragnehmer das Recht, fir jeden Abschnitt eine gesonderte
Bescheinigung zu beantragen.

Nach der vorlaufigen Abnahme der Bauwerke hat der Auftragnehmer vorléaufige Bauten
abzubauen sowie Baustoffe, die nicht mehr zur Ausfuhrung des Auftrags gebraucht
werden, zu entfernen. Er hat dartiber hinaus Bauschutt und Hindernisse zu beseitigen und
jede im Rahmen des Auftrags erforderlich gewordene Veranderung der Ortlichkeiten
riickgéngig zu machen.
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60.5.

Der offentliche Auftraggeber kann alle fertiggestellten Bauwerke unmittelbar nach der
vorléufigen Abnahme in Benutzung nehmen.

Artike 61 Gewahrleistung

61.1.

61.2.

61.3.

61.4.

61.5.

61.6.

Der Auftragnehmer ist fir die Behebung aller Méngel oder Schéden an alen Teilen der
Bauwerke zustandig, die wahrend der Gewahrleistungsfrist auftreten und auf Folgendes
zurickzufihren sind:

(@ Verwendung mangelhafter Anlagen oder Baustoffe, unsachgemél3e Ausfihrung
oder fehlerhafte Planung seitens des Auftragnehmers und/oder

() Handlungen oder Versdumnisse des Auftragnehmers wéhrend  der
Gewdahrleistungsfrist.

Der Auftragnehmer hat die Mangel oder Schaden so bald wie mdglich auf eigene Kosten
zu beheben. Die Gewdhrleistungsfrist fur alle ersetzten oder erneuerten Gegenstéande gilt
ab dem Zeitpunkt, zu dem die Ersatzlieferung oder Erneuerung zur Zufriedenheit der
Aufsicht erfolgt ist. Ist in dem Auftrag eine Teilabnahme vorgesehen, so wird die
Gewahrleistungsfrist nur fir den von der Ersatzlieferung oder der Erneuerung betroffenen
Teil der Bauwerke verlangert.

Treten wéahrend des in Artikel 61 Absatz 1 genannten Zeitraums solche Mangel oder
Schéaden auf, so hat der offentliche Auftraggeber oder die Aufsicht dem Auftragnehmer
dies mitzuteilen. Versdumt es der Auftragnehmer, einen Mangel oder Schaden innerhalb
der in dieser Mitteilung gesetzten Frist zu beheben, so kann der 6ffentliche Auftraggeber

(@) die Arbeiten selbst ausfihren oder die Arbeiten auf Gefahr und Kosten des
Auftragnehmers durch eine andere Person ausfuhren lassen, wobei die dem
Offentlichen Auftraggeber entstehenden Kosten von den dem Auftragnehmer
geschuldeten Betrdgen oder von Sicherheitsleistungen des Auftragnehmers oder
aber von beiden abzuziehen sind; oder

(b) den Vertrag kiindigen.

Liegen Méngel oder Schéden solcher Art vor, dass der offentliche Auftraggeber die
gesamten oder einen Teil der Bauwerke nur unter erheblichen EinbufRen in Benutzung
nehmen kann, so ist der offentliche Auftraggeber unbeschadet sonstiger Rechtsmittel
berechtigt, alle in Bezug auf die Teile der betreffenden Bauwerke gezahlten Betréage und
die Kosten fur den Abbau dieser Teile und die Instandsetzung der Ortlichkeiten
einzutreiben.

In dringenden Falen, wenn der Auftragnehmer nicht unmittelbar zu erreichen ist oder
trotz Benachrichtigung nicht in der Lage ist, die erforderlichen Mal3nahmen zu ergreifen,
kann der offentliche Auftraggeber oder die Aufsicht die Arbeiten auf Kosten des
Auftragnehmers ausfiihren lassen. Der offentliche Auftraggeber oder die Aufsicht
unterrichten den Auftragnehmer so rasch wie moglich Uber die ergriffenen Mal3nahmen.

Sehen die Besonderen Bedingungen vor, dass die im Rahmen einer normalen Benutzung
erforderlichen Instandhaltungsarbeiten vom Auftragnehmer ausgefihrt werden, so
werden sie aus einer vorléufig zuriickgestel lten Summe bezahlt. Schaden, die sich aus den
in Artikel 21 genannten Umsténden oder aus einer das normale Mald Uberschreitenden
Benutzung ergeben, fallen nicht unter diese Verpflichtung, es sei denn, sie sind auf einen
Fehler oder Mangel zuriickzufihren, der ein Verlangen auf Nachbesserung oder Ersatz
gemal3 Artikel 61 rechtfertigt.
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61.7.

61.8.

Die Gewahrleistungspflicht ist in den Besonderen Bedingungen und den technischen
Spezifikationen zu regeln. Ist die Dauer der Gewahrleistungsfrist nicht festgelegt, so
betrégt sie 365 Tage. Die Gewahrlei stungsfrist beginnt mit der vorlaufigen Abnahme.

Nach der vorlaufigen Abnahme tragt der Auftragnehmer unbeschadet der
Gewahrleistungspflichten nach Artikel 61 nicht mehr die etwaigen Risiken, die sich fir
die Bauwerke aus Umstdnden ergeben, fir die er nicht verantwortlich ist. Der
Auftragnehmer ist jedoch nach der vorlaufigen Abnahme fir die Soliditét des Bauwerks
gemal3 den Rechtsvorschriften des Staates des Auftraggebers verantwortlich.

Artike 62: Endabnahme

62.1.

62.2.

62.3.

Nach Ablauf der Gewdahrleistungsfrist oder, im Falle mehrerer Fristen, nach Ablauf der
letzten Frist sowie nach Behebung aller Mangel oder Schaden stellt die Aufsicht dem
Auftragnehmer eine Abnahmebescheinigung mit einer Abschrift fir den offentlichen
Auftraggeber aus, in der der Tag angegeben ist, an dem der Auftragnehmer nach
Uberzeugung der Aufsicht seine Verpflichtungen im Rahmen des Auftrags erfiillt hat. Die
Aufsicht stellt die Endabnahmebescheinigung entweder binnen 30 Tagen nach Ablauf der
obengenannten Frist aus oder sobald die nach Artikel 61 auszufiihrenden Bauleistungen
zu ihrer Zufriedenheit erbracht worden sind.

Die Bauleistungen gelten erst dann als abgeschlossen, wenn eine Abnahmebescheinigung
von der Aufsicht unterzeichnet und dem offentlichen Auftraggeber mit einer Abschrift fur
den Auftragnehmer ausgehandigt worden ist.

Ungeachtet der Ausstellung der Abnahmebescheinigung sind der Auftragnehmer und der
oOffentliche Auftraggeber weiterhin fur die Erfullung aller Verpflichtungen verantwortlich,
die vor der Ausstellung der Endabnahmebescheinigung im Rahmen des Auftrags
eingegangen wurden und zum Zeitpunkt der Ausstellung der Endabnahmebescheinigung
noch nicht erflllt waren. Art und Umfang solcher Verpflichtungen werden unter
Bezugnahme auf die Bestimmungen des Auftrags festgel egt.

VERTRAGSBRUCH UND KUNDIGUNG

Artike 63: Vertragsbruch

63.1.

63.2.

63.3.

63.4.

Beide Parteien begehen einen Vertragsbruch, wenn sie ihren vertraglichen
Verpflichtungen nicht nachkommen.
Bei einem Vertragsbruch ist die geschadigte Partei zu folgenden Mal3nahmen berechtigt:

a)  Schadensersatz; und/oder
b) - Kindigung des Vertrags.
Schadensersatz kann in folgender Form gefordert werden:

a)  Allgemeiner Schadensersatz; oder
b) Vertragsstrafen.

Ist der offentliche Auftraggeber berechtigt, Schadensersatz zu verlangen, so kann er die
betreffende Summe von den dem Auftragnehmer geschuldeten Betréagen oder von der
betreffenden Sicherheitsleistung abziehen.

Artikel 64 Kiindigung durch den 6ffentlichen Auftraggeber
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64.1. Der offentliche Auftraggeber kann, auf3er in den Fallen nach Artikel 64 Absatz 2, den
Auftrag jederzeit mit sofortiger Wirkung kindigen.

64.2. Sofern in diesen Allgemeinen Bedingungen nichts anderes festgelegt ist, kann der
offentliche Auftraggeber den Vertrag mit einer Frist von sieben Tagen kiindigen und den
Auftragnehmer der Baustelle verweisen, wenn

@)

(b)

(©

(d)

(€)

(f)

(9
(h)

(i)

)

(k)

V)

der Auftragnehmer die Bauleistungen nicht im Wesentlichen den Bestimmungen
des Auftrags entsprechend ausfihrt;

der Auftragnehmer nicht innerhalb einer angemessenen Frist der schriftlichen
Aufforderung der Aufsicht nachkommt, ein Versaumnis oder eine Nichterflllung
seiner vertraglichen Pflichten zu beheben, durch das bzw. die die ordnungsgemafle
und fristgerechte Ausfuhrung des Auftrags ernsthaft beeintréchtigt wird;

der Auftragnehmer sich weigert oder es versdumt, Verwaltungsanweisungen der
Aufsicht Folge zu leisten;

der Auftragnehmer den Auftrag oder Teilauftrége ohne Zustimmung des
offentlichen Auftraggebers Ubertragt;

der Auftragnehmer zahlungsunfahig wird, ein Konkursverfahren gegen ihn lauft, er
mit seinen Glaubigern einen Vergleich schliefit, seinen Geschéaftsbetrieb unter
einem zugunsten seiner Glaubiger bestellten Konkursverwalter, Treuhander oder
Geschéftsfuhrer weiterfhrt oder in Liguidation geht;

gegen den Auftragnehmer ein rechtskréftiges Urteil aus Grinden ergangen ist, die
seine berufliche Zuverlassigkeit in Frage stellen;

ein anderes rechtliches Hindernis fir die Ausfiihrung des Vertrags besteht;

eine strukturelle Anderung eintritt, die eine Anderung der Rechtspersonlichkeit und
der Art des Auftragnehmers sowie des Kontrollverhdltnisses, in dem sich der
Auftragnehmer befindet, zur Folge hat, es sei denn, diese Anderung wird in einem
Zusatzvertrag zu Protokoll genommen;

der Auftragnehmer nicht die verlangte Sicherheit oder einen entsprechenden
Versicherungsvertrag beibringt oder wenn die Person, die die Sicherheit oder den
Versicherungsschutz bisher bestellt hat, nicht in der Lage it, ihre Verpflichtungen
einzuhalten;

der Auftragnehmer im Rahmen seiner beruflichen Tétigkeit eine schwere
Verfehlung begangen hat, welche vom offentlichen Auftraggeber nachweidlich
festgestellt wurde;

der Auftragnehmer rechtskréftig wegen Betrugs, Korruption, Beteiligung an einer
kriminellen Vereinigung oder einer anderen illegalen, gegen die finanziellen
Interessen der Européischen Union gerichteten Handlung verurteilt wurde;

beim Auftragnehmer in Zusammenhang mit einem anderen Vergabeverfahren oder
einer Finanzhilffe aus dem EU-Haushalt oder dem EEF eine schwere
Vertragsverletzung wegen Nichterfillung seiner vertraglichen Verpflichtungen
festgestellt wurde;
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(m) sich nach Zuschlagserteilung herausstellt, dass das Vergabeverfahren oder die
Ausfihrung des Vertrags mit gravierenden Fehlern oder Unregelméaidigkeiten
behaftet ist oder dass Betrug vorliegt.

Vor oder anstelle der Kiindigung des Vertrages nach diesem Artikel kann der
Auftraggeber als V orsichtsmalinahme die Zahlungen ohne Ankiindigung aussetzen.

64.3. Durch die Kindigung des Vertragsverhaltnisses bleiben andere sich aus dem Vertrag
ergebende Rechte oder Befugnisse des offentlichen Auftraggebers und des
Auftragnehmers unberihrt. Der offentliche Auftraggeber kann die Arbeiten danach selbst
zum Abschluss bringen oder fir Rechnung des Auftragnehmers einen neuen Vertrag mit
einem Dritten abschlief?en. Die Haftung des Auftragnehmers flir den verspéteten
Abschluss der Bauleistungen endet mit sofortiger Wirkung zu dem Zeitpunkt, zu dem der
offentliche Auftraggeber ihn der Baustelle verweist; eine Haftung fur bereits vor diesem
Zeitpunkt eingetretene Verzogerungen bleibt hiervon unberihrt.

64.4. Nach Ausfertigung des Schreibens zur Kiindigung des Vertrags beauftragt die Aufsicht
den Auftragnehmer, unverziglich dafir zu sorgen, dass die Bauarbeiten umgehend und
ordnungsgemal? eingestel It und die Ausgaben auf ein Mindestmal’ begrenzt werden.

64.5. Nach der Kindigung bescheinigt die Aufsicht so bald wie mdglich den Wert der
Bauleistungen und alle dem Auftragnehmer am Tage der Kindigung geschuldeten
Betrége.

64.6. Im Falle der Kiindigung wird wie folgt verfahren:

(@) Die Aufsicht nimmt so bald wie mdglich nach Besichtigung der Bauarbeiten eine
Bestandsaufnahme sowohl der vom Auftragnehmer erbrachten Bauleistungen als
auch der vorlaufigen Bauten, Baustoffe, Anlagen und Ausristungen vor. Der
Auftragnehmer wird aufgefordert, bei der Besichtigung und Bestandsaufnahme
anwesend zu sein. Aulerdem wird von der Aufsicht eine Aufstellung Uber die vom
Auftragnehmer an die im Zusammenhang mit dem Auftrag beschéftigten
Arbeitskréfte noch zu zahlenden Lohne und Uber die Betrdge, die der
Auftragnehmer dem 6ffentlichen Auftraggeber schuldet, angefertigt.

(b) Der offentliche Auftraggeber hat das Recht, die von der Aufsicht genehmigten
vorléaufigen Bauten und die speziell im Hinblick auf die Ausfihrung der
vertraglichen Bauleistungen angelieferten oder angefertigten Anlagen und Baustoffe
ganz oder teilweise zu Ubernehmen.

(c) Der Ubernahmepreis fiir die genannten vorlaufigen Bauten, Ausriistungen, Anlagen
und Baustoffe Ubersteigt nicht den noch nicht bezahlten Teil der Auslagen des
Auftragnehmers, die auf die Hohe der Ausgaben beschrankt werden, die bei einer
unter normalen Bedingungen erfolgenden Bauausfihrung entstehen.

(d) Vom Auftragnehmer angelieferte oder bestellte Baustoffe und Gegensténde kénnen
vom offentlichen Auftraggeber, sofern er sie nicht bereits bezahlt hat, nach den von
der Aufsicht fur zweckmal3ig erachteten Bedingungen zum Marktpreis Gbernommen
werden.
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64.7.

64.8.

64.9.

Der dffentliche Auftraggeber ist bis zum Abschluss der Bauleistungen zu keinen weiteren
Zahlungen an den Auftragnehmer verpflichtet; danach ist er berechtigt, vom
Auftragnehmer die Rulckerstattung der fir den Abschluss der Bauleistungen
gegebenenfalls entstandenen zusétzlichen Kosten zu verlangen, oder verpflichtet, dem
Auftragnehmer den diesem vor Kiindigung des Vertrags noch geschuldeten Restbetrag zu
bezahlen.

Kindigt der offentliche Auftraggeber den Vertrag, so ist er berechtigt, sich — neben den
zusétzlichen Kosten fur den Abschluss der Bauleistungen — flr alle ihm entstandenen
Verluste mit bis zu 10% des vertraglich vereinbarten Preises vom Auftragnehmer
entschadigen zu lassen.

Liegt der Grund fir die Kindigung nicht in einer Handlung oder Unterlassung des
Auftragnehmers, in hoherer Gewalt oder anderen auferhalb der Kontrolle des
offentlichen Auftraggebers liegenden Umstanden, so kann der Auftragnehmer zusétzlich
zu den ihm fir bereits erbrachte Bauleistungen geschuldeten Betrdgen Entschadigung fur
entstandene Verluste verlangen.

64.10.Dieser Vertrag endet automatisch, wenn er innerhalb von drei Jahren nach seiner

Unterzeichnung nicht zu einer Zahlung gefihrt hat.

Artikéel 65: Kiindigung durch den Auftragnehmer

65.1.

65.2.

65.3.

Der Auftragnehmer kann den Vertrag mit einer Frist von 14 Tagen kindigen, wenn der
offentliche Auftraggeber

a) ihm die geschuldeten und von der Aufsicht angewiesenen Betrége nach Ablauf der in

Artikel 53 Absatz 2 genannten Frist nicht gezahlt hat, oder

b) nach mehrfacher Mahnung seine vertraglichen Pflichten weiterhin nicht erfillt, oder

¢) den Fortgang der Bauarbeiten oder eines Teils davon langer als 180 Tage aus Griinden

unterbricht, die weder im Auftrag genannt sind noch auf einem Versaumnis des
Auftragnehmers beruhen.

Durch eine derartige Kindigung bleiben ale anderen vertraglichen Rechte des
offentlichen Auftraggebers oder des Auftragnehmers unberiihrt. Sie berechtigt den
Auftragnehmer, vorbehaltlich der Rechtsvorschriften des Staates des Auftraggebers, seine
Ausriistung unverziglich von der Baustelle zu entfernen.

Im Fale ener derartigen Kindigung ersetzt der Offentliche Auftraggeber dem
Auftragnehmer alle Verluste oder Schaden, die diesem gegebenenfalls entstanden sind.
Diese zusdtzliche Zahlung darf 10% des vertraglich vereinbarten Preises nicht
Uberschreiten.

Artikel 66: Hohere Gewalt

66.1.

Von einer Nichterfullung oder Verletzung der im Auftrag vorgesehenen Pflichten durch
eine Partei ist nicht auszugehen, wenn die Erfullung dieser Pflichten durch ein Ereignis
hoherer Gewalt verhindert wird, das nach dem Zeitpunkt des Bescheids Uber die
Auftragserteilung oder nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags eintritt.
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66.2.

66.3.

66.4.

66.5.

66.6.

Artikel 67: Tod

67.1.

67.2.

Als ,hohere Gewalt" in diesem Sinne gelten unabwendbare Ereignisse wie Streiks,
Aussperrungen oder sonstige Betriebsunruhen, Handlungen von Staatsfeinden, erklérte
und nicht erklérte Kriege, Blockaden, Aufstande, Aufruhr, Epidemien, Erdrutsche,
Erdbeben, Stiirme, Blitzschlag, Uberschwemmungen, Unterspilungen, Stérungen der
offentlichen Ordnung, Explosionen und dhnliche unvorhersehbare Ereignisse, die sich
dem Einfluss der beiden Parteien entziehen und deren Ende keine der beiden Parteien
trotz gebuhrender Beachtung der ihr obliegenden Sorgfaltspflicht herbeiftihren kann.

Unbeschadet der Artikel 36 und 64 entfallen die Inanspruchnahme der Erfiillungsgarantie,
die Vertragsstrafen oder die Kindigung wegen Nichterflllung, wenn und soweit der
Leistungsverzug des Auftragnehmers oder sein sonstiges Unvermdgen, seine
vertraglichen Pflichten zu erflllen, auf hohere Gewalt zuriickzufiihren sind. Ebenso
wenig hat der offentliche Auftraggeber — unbeschadet der Artikel 53 und 65 — bel
Zahlungsverzug Zinsen zu zahlen oder eine Nichterflllung bzw. Kindigung wegen
NichterfUllung durch den Auftragnehmer zu verantworten, wenn und soweit der
Zahlungsverzug des offentlichen Auftraggebers bzw. die sonstige Nichterflllung seiner
vertraglichen Pflichten auf hthere Gewalt zuriickzufihren ist.

Ist eine Partei der Auffassung, dass ein Ereignis hoherer Gewalt eingetreten ist, das die
Erflllung ihrer Pflichten beeintréchtigen konnte, so benachrichtigt sie umgehend die
andere Partei und die Aufsicht unter Angabe der Art, der voraussichtlichen Dauer und der
vermutlichen Auswirkungen dieses Ereignisses. Falls keine anderslautende schriftliche
Weisung der Aufsicht vorliegt, setzt der Auftragnehmer die Erflllung seiner vertraglichen
Pflichten soweit zumutbar fort und bemiht sich, tragbare alternative Mittel und Wege zur
Erfillung seiner Pflichten zu finden, denen das Ereignis hoherer Gewalt nicht
entgegensteht. Der Auftragnehmer fihrt solche Ersatzleistungen nur auf Weisung der
Aufsicht aus.

Zusétzliche Kosten, die dem Auftragnehmer dadurch entstehen, dass er den Weisungen
der Aufsicht nachkommt oder alternative Mittel und Wege im Sinne von Artikel 66
Absatz 4 wahlt, sind von der Aufsicht zu bescheinigen.

Dauert ein Ereignis hoherer Gewalt 180 Tage an, so kann jede der beiden Parteien
ungeachtet der Verlangerungsfrist, die dem Auftragnehmer aus diesem Grund
gegebenenfalls fir den Abschluss der Bauleistungen gewdahrt worden ist, der anderen
Partei den Auftrag mit einer Frist von 30 Tagen schriftlich kiindigen. Dauert die hdhere
Gewalt nach Ablauf der 30 Tage weiterhin an, so endet das Vertragsverhdltnis und
folglich auch — nach Mal3gabe der fUr den Auftrag geltenden Rechtsvorschriften — die
Verpflichtung der Parteien zur weiteren Erfullung des Auftrags.

Handelt es sich bel dem Auftragnehmer um eine natirliche Person, so endet das
Vertragsverhdtnis automatisch mit dem Tod dieser Person. Bekunden die Erben oder die
Anspruchsberechtigten jedoch die Absicht, den Auftrag zu Ubernehmen, so prift der
offentliche Auftraggeber ihren Vorschlag. Die Entscheidung des 6ffentlichen
Auftraggebers wird den Betreffenden binnen 30 Tagen nach Eingang eines derartigen
V orschlags bekannt gegeben.

Handelt es sich bei dem Auftragnehmer um mehrere nattirliche Personen und sterben eine
oder mehrere dieser Personen, so wird von den Beteiligten einvernehmlich eine
Aufstellung Uber den Stand der Bauleistungen angefertigt, und der offentliche
Auftraggeber entscheidet unter Beriicksichtigung der von den Uberlebenden und
gegebenenfalls den Erben oder Anspruchsberechtigten Gbernommenen V erpflichtungen,
ob der Auftrag gekiindigt oder weitergeflihrt werden soll.
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67.3.

67.4.

Indenin Artikel 67 Absédtze 1 und 2 genannten Féllen teilen die Personen, die die weitere
Ausfiihrung des Auftrags Ubernehmen wollen, dem offentlichen Auftraggeber ihre
Absicht binnen 15 Tagen nach dem Todesfall mit.

Vorbehaltlich anderweitiger Regelungen in den Besonderen Bedingungen haften diese
Personen gesamtschuldnerisch fur die ordnungsgeméa3e Ausfuhrung des Auftrags im
gleichen Umfang wie der verstorbene Auftragnehmer. Fir die weitere Ausfihrung des
Vertrags gelten die in Artikel 15 vorgesehenen Bestimmungen Uber die Errichtung einer
Sicherheit.

REGELUNG VON STREITIGKEITEN

Artikel 68: Regelung von Streitigkeiten

68.1.

68.2.

68.3.

68.4.

Die Parteien bemihen sich nach besten Kréften, Streitigkeiten, die in Bezug auf den
Auftrag zwischen ihnen oder zwischen der Aufsicht und dem Auftragnehmer entstehen
konnten, gutlich beizulegen.

Im Falle einer Streitigkeit setzt eine Partel die andere Partei schriftlich GUber die
Streitigkeit in Kenntnis, legt ihre diesbeziigliche Position und die von ihr vorgeschlagene
Losung dar und ersucht um gitliche Regelung. Die andere Partei muss innerhalb von
30 Tagen auf dieses Ersuchen um gutliche Regelung antworten und ihre Position zu der
Streitigkeit darlegen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, betrégt der
maximale Zeitraum fir das Erlangen einer gitlichen Regelung 120 Tage ab dem Datum
der Mitteilung, in der um ein solches Verfahren ersucht wird. Sollte eine Partei dem
Ersuchen der anderen Partei um giitliche Regelung nicht zustimmen oder nicht rechtzeitig
auf dieses Ersuchen reagieren oder sollte innerhalb des maximalen Zeitraums keine
gutliche Regelung erzielt werden, so ist das Verfahren fir die gitliche Regelung als
fehlgeschlagen anzusehen.

Kommt es nicht zu einer gitlichen Regelung, kann eine Partei die andere Partel
schriftlich dartiber in Kenntnis setzen, dass sie um Schlichtung durch einen Dritten
ersucht. st die Européische Kommission nicht Partei des Vertrags, kann sie es annehmen,
in einem solchen Fall als Schlichter zu fungieren. Die andere Partei hat binnen 30 Tagen
auf das Ersuchen um Schlichtung zu reagieren. Sofern die Parteien nichts
Anderdlautendes vereinbaren, betrdgt die maximale Zeitspanne fir das Erlangen einer
Einigung durch Schlichtung 120 Tage ab dem Datum der Mitteilung, in der um ein
solches Verfahren ersucht wird. Sollte eine Partei dem Ersuchen der anderen Partel um
Schlichtung nicht zustimmen oder nicht rechtzeitig auf dieses Ersuchen reagieren oder
sollte innerhalb des maximalen Zeitraums keine Schlichtung erzielt werden, so ist das
Schlichtungsverfahren a's fehlgeschlagen anzusehen.

Wenn das Verfahren der gltlichen Regelung und gegebenenfals das
Schlichtungsverfahren fehlschlégt, kann jede der Parteien gemd3 den Besonderen
Bedingungen die Streitigkeit entweder zur Entscheidung an ein nationales Gericht oder an
eine nationale Schlichtungsstelle verweisen.

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 69: Berufsethische Regeln
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69.1. Jeder Versuch eines Bewerbers oder Bieters, sich vertrauliche Informationen zu
verschaffen, unzuléssige Absprachen mit Konkurrenten zu treffen oder den
Bewertungsausschuss oder den offentlichen Auftraggeber bei der Prifung, der Klédrung,
der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, fihrt zur Ablehnung
seiner Bewerbung bzw. seines Angebots.

69.2. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung des o6ffentlichen Auftraggebers sind der
Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sowie die mit ihm verbundenen Unternehmen nicht
berechtigt, fir das Projekt weitere Dienstleistungen zu erbringen, Bauleistungen
auszufihren oder Ausristung zu liefern, auch nicht als Hilfsleistungen oder
weitervergebene Leistungen.

69.3. Dieses Verbot gilt auch fir andere Programme oder Projekte, bel denen der
Auftragnehmer wegen der Art des Auftrags in einen Interessenkonflikt geraten konnte.

69.4. Bei der Einreichung seiner Bewerbung oder seines Angebots hat der Bewerber bzw. der
Bieter zu erkléren, dass kein Interessenkonflikt besteht und dass er in keiner besonderen
Verbindung zu anderen Bewerbern bzw. Bietern oder anderen Projektbeteiligten steht.
Tritt dieser Fall wahrend der Ausfihrung des Auftrags ein, so ist der Auftragnehmer
verpflichtet, unverziglich den 6ffentlichen Auftraggeber zu unterrichten.

69.5. Der Auftragnehmer hat stets unparteiisch und als loyaler Berater in Einklang mit dem
Verhaltenskodex seines Berufsstandes zu handeln. Er gibt ohne vorherige Zustimmung
des offentlichen Auftraggebers keine offentlichen Erkldrungen zu dem Projekt oder den
Dienstleistungen ab. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung geht er fir den 6ffentlichen
Auftraggeber keine Verbindlichkeiten ein.

69.6. Wahrend der Laufzeit des Auftrags achten der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter die
Menschenrechte und verpflichten sich, die politischen, kulturellen und religiGsen
Gepflogenheiten des Empféangerstaates nicht zu verletzen.

69.7. Der Auftragnehmer darf fir die Ausfihrung des Auftrags nur die vertraglich festgesetzte
Vergutung entgegennehmen. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter dirfen keine
Tétigkeit austiben und keine Vorteile annehmen, die mit ihren Pflichten gegeniber dem
offentlichen Auftraggeber in Widerspruch stehen.

69.8. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter wahren wéhrend der gesamten Laufzeit des
Auftrags und nach dessen Erfillung das Berufsgeheimnis. Alle Berichte und Unterlagen,
die der Auftragnehmer ausarbeitet oder erhdlt, sind vertraulich.

69.9. Die Verwendung der wahrend der Ausfihrung des Auftrags ausgearbeiteten, erhaltenen
und vorgel egten Berichte und Unterlagen durch die Parteien ist im Vertrag zu regeln.

69.10.Der Auftragnehmer unterhdlt keine Beziehungen, die seine Unabhangigkeit oder die
seiner Mitarbeiter gefdhrden konnten. Verliert der Auftragnehmer seine Unabhéngigkeit,
so kann der offentliche Auftraggeber ungeachtet des ihm entstandenen Schadens den
Vertrag fristlos und ohne Schadensersatzpflicht gegentiber dem Auftragnehmer kindigen.
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69.11.Die Européische Kommission behélt sich das Recht vor, die Finanzierung des Projekts

auszusetzen oder einzustellen, fals in irgendeiner Phase des Vergabeverfahrens korrupte
Praktiken gleich welcher Art festgestellt werden und der 6ffentliche Auftraggeber nicht
ale geeigneten Malinahmen ergreift, um Abhilfe zu schaffen. Fir die Zwecke dieser
Bestimmung ist , korrupte Praktik” jedes Anerbieten, einem anderen Bestechungsgeld, ein
Geschenk, eine Sondervergitung oder eine Provision als Anreiz oder Belohnung dafur
zukommen zu lassen, dass dieser eine Handlung vornimmt oder unterlasst, die mit der
Vergabe des Auftrags oder der Erflllung eines bereits mit dem d&ffentlichen Auftraggeber
geschlossenen Vertrags in Zusammenhang steht.

69.12.Zu diesen aul3erordentlichen Geschéftsausgaben gehtren Provisionen, die im

Hauptvertrag nicht erwdhnt sind oder die sich nicht aus einem vorschriftsmafdig
geschlossenen Vertrag mit Bezug auf den Hauptvertrag ergeben, Provisionen, die nicht
die Vergltung fur eine tatséchlich erbrachte, rechtméliige Leistung sind, Provisionen, die
in ein Steuerparadies Uberwiesen werden, sowie Provisionen, die an einen nicht eindeutig
bezeichneten Empfanger oder an eine Gesellschaft gezahlt werden, die ale Merkmale
einer Scheingesellschaft aufweist.

69.13.Der Auftragnehmer verpflichtet sich, der Europédischen Kommission auf Verlangen

samtliche Belege fur die Umsténde der Auftragsausfiihrung vorzulegen. Die Européische
Kommission kann Unterlagen prifen und an Ort und Stelle Kontrollen vornehmen, um
Beweise fur vermutete aul3erordentliche Geschéftsausgaben zu sammeln, sofern sie dies
a s notwendig erachtet.

Artikel 70: Verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen

70.1.

70.2.

70.3.

Unbeschadet der Anwendung von Vertragsstrafen konnen Auftragnehmer, die falsche
Erklarungen abgeben, wesentliche Fehler, Unregelmaligkeiten oder Betrug begangen
oder ihre Vertragspflichten in schwerwiegender Weise verletzt haben, fir eine
Hochstdauer von funf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Feststellung des Verstol3es,
der nach Anhorung des Auftragnehmers zu bestétigen ist, von aus dem EU-Haushalt oder
vom EEF finanzierten Auftrégen oder Zuschlssen ausgeschlossen werden. Der
Auftragnehmer kann seine Argumente gegen die Vertragsstrafe binnen 30 Tagen ab
Mitteilung derselben mittels Einschreiben mit Rickschein oder gleichwertigen
Schreibens vorbringen. AuRert sich der Auftragnehmer binnen dieser Frist nicht oder
nimmt die Européische Kommission ihren Beschluss binnen 30 Tagen nach Erhalt der
vorstehend genannten Argumente des Auftragnehmers nicht schriftlich zurtick, so wird
die Entscheidung zur Auferlegung der Strafe bindend. Im Wiederholungsfall innerhalb
von funf Jahren nach dem ersten Verstol3 kann die Ausschlussdauer auf zehn Jahre
heraufgesetzt werden.

Wird festgestellt, dass der Auftragnehmer andere als in Artikel 36 vorgesehene
vertragliche Verpflichtungen in schwerwiegender Weise verletzt hat, werden finanzielle
Sanktionen in Hohe von 2 bis 10 % des Gesamtwertauftragswerts gegen ihn verhangt. Im
Wiederholungsfall innerhalb von finf Jahren nach dem ersten Verstold kann dieser Satz
auf 4 bis 20 % angehoben werden.

Stellt sich nach der Vergabe des Auftrags heraus, dass das Vergabeverfahren oder die
Ausfihrung des Vertrags mit gravierenden Fehlern oder Unregel mafiigkeiten behaftet ist
oder dass Betrug vorliegt und dies auf den Auftragnehmer zurtckzufUhren ist, kann der
offentliche Auftraggeber je nach dem Schweregrad der Fehler, der Unregel méaidigkeiten
oder des Betrugs beschlief3en, keine Zahlungen zu leisten, sich bereits geleistete
Zahlungen erstatten zu lassen oder alle mit diesem Auftragnehmer geschlossenen
Vertrége zu kindigen.
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Artikée 71 Priufungen und Kontrollen durch Einrichtungen der Europdischen Union

71.1.

71.2.

71.3.

71.4.

Der Auftragnehmer gestattet der Europdischen Kommission, dem Européischen Amt fur
Betrugsbekdmpfung und dem Européischen Gerichtshof zur Kontrolle der Durchfiihrung
der Aufgaben die Unterlagen zu prifen und zu kopieren oder die Durchfihrung der
Malinahme an Ort und Stelle zu kontrollieren und gegebenenfalls eine vollstandige
Rechnungspriifung auf der Grundlage der Belege fir die Konten, der Buchungsunterlagen
und der sonstigen die Finanzierung der Malinahme betreffenden Unterlagen
vorzunehmen. Diese Kontrollen kénnen bis zu sieben Jahre nach der Abschlusszahlung
stattfinden.

Dariber hinaus gestattet der Auftragnehmer dem Europdischen Amt fir
Betrugsbekampfung, gemal3 den in den Rechtsvorschriften der Européischen Union
festgelegten Verfahren zum Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Union
gegen Betrug und andere Unregelméliigkeiten vor Ort Prifungen und Kontrollen
vorzunehmen.

Hierzu verpflichtet sich der Auftragnehmer, dem Personal oder den Bediensteten der
Europdischen Kommission, des Europdischen Amts fir Betrugsbekédmpfung und des
Européischen Rechnungshofs angemessenen Zugang zu den Raumlichkeiten und Orten,
an denen der Auftrag ausgefuihrt wird, einschliefdlich seiner Informationssysteme sowie
sdmtlicher Dokumente und Datenbanken zur technischen und finanztechnischen
Verwaltung des Projekts zu gewédhren und sdmtliche Schritte zu ergreifen, um deren
Arbeit zu erleichtern. Der Zugang der Bediensteten der Europdischen Kommission, des
Européischen Amts fir Betrugsbekdmpfung und des Européi schen Rechnungshofs erfol gt
auf der Grundlage der Geheimhaltung gegeniber Dritten, unbeschadet der
Verpflichtungen im Rahmen des offentlichen Rechts, den diese Bediensteten unterliegen.
Dokumente mussen leicht zugéanglich sein und so archiviert werden, dass ihre
Untersuchung ermdglicht wird, und der Auftragnehmer muss den O&ffentlichen
Auftraggeber Gber den genauen Ablageort der Dokumente in Kenntnis setzen.

Der Auftragnehmer sichert zu, dass die Rechte der Europdischen Kommission, des
Europdischen Amts fir Betrugsbekdmpfung und des Européischen Rechnungshofs,
Rechnungspriifungen, Kontrollen und Nachprifungen durchzufihren, in gleicher Weise,
unter denselben Bedingungen und gemal3 denselben, im vorliegenden Artikel festgelegten
Vorschriften auch fir ale Unterauftragnehmer und sonstigen Parteien gewéhrt werden,
die Fordermittel der EU oder aus dem EEF erhalten.
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	Artikel 5: Aufsicht und Vertreter der Aufsicht
	5.1. Die Aufsicht führt die im Auftrag bezeichneten Aufgaben aus. Die Aufsicht ist nicht befugt, den Auftragnehmer von einer s
	5.2. Die Aufsicht kann gelegentlich – wobei sie jedoch letztlich die Verantwortung behält – ihr zugewiesene Aufgaben und Befug
	5.3. Eine vom Vertreter der Aufsicht gemäß den Bedingungen dieser Übertragung an den Auftragnehmer übermittelte Mitteilung hat
	5.4. Weisungen und/oder Anordnungen der Aufsicht erfolgen im Wege von Verwaltungsanweisungen. Diese Verwaltungsanweisungen wer

	Artikel 6: Übertragung
	6.1. Eine Übertragung ist nur in Form eines schriftlichen Vertrags gültig, durch den der Auftragnehmer seinen Auftrag ganz ode
	6.2. Der Auftragnehmer darf ohne die vorherige schriftliche Einwilligung des öffentlichen Auftraggebers den Auftrag oder Teile
	6.3. Im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 entbindet die Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers zu einer Übertragung den Auftragn
	6.4. Hat der Auftragnehmer seinen Auftrag ohne Genehmigung übertragen, so kann der öffentliche Auftraggeber ohne förmliche Ank
	6.5. Unternehmen, denen Aufträge übertragen werden, müssen die für die Vergabe des Auftrags geltenden Auswahlkriterien erfülle

	Artikel 7: Vergabe von Unteraufträgen
	7.1. Ein Unterauftrag ist nur in Form eines schriftlichen Vertrags gültig, durch den der Auftragnehmer einem Dritten einen Tei
	7.2. Der Auftragnehmer darf Unteraufträge nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung des öffentlichen Auftraggebers vergeben
	7.3. Unterauftragnehmer müssen die für die Vergabe des Auftrags geltenden Auswahlkriterien erfüllen. Sie dürfen sich in keiner
	7.4. Vorbehaltlich des Artikels 52 werden zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und den Unterauftragnehmern keine vertraglich
	7.5. Der Auftragnehmer haftet für die Handlungen, Versäumnisse und Unterlassungen seiner Unterauftragnehmer und deren Bevollmä
	7.6. Ist ein Unterauftragnehmer gegenüber dem Auftragnehmer in Bezug auf die von ihm ausgeführten Bauleistungen oder geliefert
	7.7. Geht der Auftragnehmer ohne Genehmigung einen Vertrag über eine Vergabe von Unteraufträgen ein, so kann der öffentliche A
	7.8. Stellt der öffentliche Auftraggeber oder die Aufsicht fest, dass ein Unterauftragnehmer nicht imstande ist, seine Aufgabe


	PFLICHTEN DES ÖFFENTLICHEN AUFTRAGGEBERS
	Artikel 8: Überlassung von Unterlagen
	8.1. Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, stellt die Aufsicht binnen 30 Tagen nach Unterzeichnu
	8.2. Sofern es nicht für die Zwecke des Auftrags erforderlich ist, dürfen die Zeichnungen, Spezifikationen und sonstige vom öf
	8.3. Die Aufsicht ist befugt, dem Auftragnehmer Verwaltungsanweisungen mit den zusätzlichen Unterlagen und Weisungen zuzustell

	Artikel 9: Zugang zur Baustelle
	9.1. Der öffentliche Auftraggeber stellt dem Auftragnehmer rechtzeitig und nach Maßgabe des Arbeitsfortschritts die Baustelle 
	9.2. Der Auftragnehmer verwendet Grundstücke, die ihm vom öffentlichen Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden, nur für die
	9.3. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass ihm zur Verfügung gestellte Gebäude während der Belegung in einem guten Zustand
	9.4. Der Auftragnehmer hat keinen Anspruch auf Vergütung für bauliche Verbesserungen infolge von Arbeiten, die er von sich aus

	Artikel 10: Unterstützung hinsichtlich der örtlichen Vorschriften
	10.1. Der Auftragnehmer kann den öffentlichen Auftraggeber ersuchen, ihn bei der Beschaffung der Texte von Gesetzen, Vorschrif
	10.2. Vorbehaltlich der für ausländische Arbeitskräfte geltenden Gesetze und Vorschriften des Landes, in dem die Bauleistungen

	Artikel 11: Verzögerte Zahlungen an das Personal des Auftragnehmers

	PFLICHTEN DES AUFTRAGNEHMERS
	Artikel 12: Allgemeine Pflichten
	12.1. Der Auftragnehmer plant die Bauleistungen mit der gebotenen Umsicht und Sorgfalt gemäß den Vertragsbestimmungen, und zwa
	12.2. Der Auftragnehmer übernimmt für die Zweckmäßigkeit und Sicherheit der im Rahmen des Auftrags angewandten Arbeitsverfahre
	12.3. Der Auftragnehmer hat die von der Aufsicht erlassenen Verwaltungsanweisungen einzuhalten. Ist er der Auffassung, dass di
	12.4. Der Auftragnehmer hat alle geltenden Gesetze und Vorschriften des Staates des öffentlichen Auftraggebers einzuhalten und
	12.5. Falls der Auftragnehmer oder einer seiner Unterauftragnehmer, Mitarbeiter, Bevollmächtigten oder Angestellten irgendeine
	12.6. Der Auftragnehmer hat alle Unterlagen und Informationen, die er im Zusammenhang mit dem Auftrag erhält, als streng vertr
	12.7. Ist der Auftragnehmer ein Joint Venture oder ein Konsortium von zwei oder mehr Personen, so haften diese Personen gesamt
	12.8. Sofern die Europäische Kommission keine anderslautenden Forderungen stellt oder Vereinbarungen trifft, muss der Auftragn
	12.9. Der Auftragnehmer hält international vereinbarte Kernarbeitsnormen wie die einschlägigen Übereinkommen der International
	12.10. Die Ausführung des Vertrags darf keinen Anlass für außerordentliche Geschäftsausgaben geben. Kommt es zu derartigen auß
	12.11. Alle Aufzeichnungen sind ab dem Zeitpunkt der Abschlusszahlung zu dem Vertrag für einen Zeitraum von sieben Jahren aufz

	Artikel 13: Baubetriebsleitung
	13.1. Der Auftragnehmer übernimmt selbst die Baubetriebsleitung oder bestellt dazu einen Vertreter. Die Bestellung des Vertret
	13.2. Widerruft die Aufsicht ihre Zustimmung zum Vertreter des Auftragnehmers, so zieht der Auftragnehmer den Vertreter so bal
	13.3. Der Vertreter des Auftragnehmers besitzt die uneingeschränkte Befugnis, die für die Ausführung der Bauleistungen erforde

	Artikel 14: Arbeitskräfte
	14.1. Der Auftragnehmer muss eine ausreichende Zahl von Personen beschäftigen und das menschliche Potenzial des Staates, in de
	14.2. Der Auftragnehmer trifft selbst Vorkehrungen für die Einstellung aller Mitarbeiter und Arbeitskräfte. Für die Beschäftig

	Artikel 15: Erfüllungsgarantie (Liefergarantie)
	15.1. Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes festgelegt ist, leistet der Auftragnehmer bei Rücksendung des gegeng
	15.2. Die Erfüllungsgarantie dient der Entschädigung des öffentlichen Auftraggebers für Verluste, die entstehen, wenn der Auft
	15.3. Die Erfüllungsgarantie ist im Vertrag vorgegeben zu gestalten; sie kann in Form einer Bankgarantie, eines Bankwechsels, 
	15.4. Sofern die Besonderen Bedingungen nichts anderes vorsehen, ist die Erfüllungsgarantie anteilmäßig in den Währungen auszu
	15.5. Es werden keine Zahlungen an den Auftragnehmer geleistet, bevor die Erfüllungsgarantie beigebracht worden ist. Die Erfül
	15.6. Ist während der Ausführung eines Auftrags die natürliche oder juristische Person, die die Sicherheit leistet, nicht in d
	15.7. Der öffentliche Auftraggeber verlangt entsprechend den Bedingungen der Erfüllungsgarantie und bis zu ihrer Höhe aus dies
	15.8. Sofern im Auftrag nichts anderes vorgesehen ist, erfolgt die Freigabe der Erfüllungsgarantie binnen 45 Tagen nach Erstel

	Artikel 16: Versicherung
	16.1. Der Auftragnehmer hat im Namen des öffentlichen Auftraggebers und im eigenen Namen eine Versicherung gegen Verluste und 
	16.2. Der Auftragnehmer kann den in Artikel 16 Absatz 1 vorgesehenen Versicherungsvertrag durch eine Rahmenpolice ersetzen, we
	16.3. Der Auftragnehmer hat einen Versicherungsvertrag abzuschließen, der seine Haftung bei Arbeitsunfällen und seine zivilrec
	16.4. Der Auftragnehmer hat einen Versicherungsvertrag abzuschließen, der seine Risikohaftung und seine zivilrechtliche Haftun
	16.5. Die in diesem Artikel genannten Versicherungsverträge sind innerhalb von 30 Tagen nach der Bekanntgabe des Zuschlags abz
	16.6. Unbeschadet der Versicherungspflicht des Auftragnehmers gemäß Artikel 16 haftet ausschließlich der Auftragnehmer; dieser

	Artikel 17: Programm für die Durchführung der Aufgaben
	17.1. Nach Abschluss des im Angebot aufgeführten Arbeitsprogramms legt der Auftragnehmer innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt de
	17.2. Die Aufsicht sendet diese Unterlagen innerhalb von zehn Tagen nach Erhalt mit ihrer Genehmigung oder relevanten Anmerkun
	17.3. Ohne Genehmigung der Aufsicht ist keine wesentliche Änderung des Programms zulässig. Entspricht jedoch der Arbeitsfortsc

	Artikel 18: Detaillierte Preisaufschlüsselung
	18.1. Sofern nicht bereits in seinem Angebot enthalten, hat der Auftragnehmer binnen einer Frist von höchstens 20 Tagen nach d
	18.2. Innerhalb von 30 Tagen nach dem Bescheid über die Auftragserteilung hat der Auftragnehmer der Aufsicht nur zu deren Unte

	Artikel 19: Zeichnungen des Auftragnehmers
	19.1. Der Auftragnehmer legt der Aufsicht Folgendes zur Genehmigung vor:
	19.2. Gibt die Aufsicht ihre Genehmigung gemäß Artikel 19 Absatz 1 nicht innerhalb der im Auftrag oder im genehmigten Programm
	19.3. Genehmigte Zeichnungen, Unterlagen, Probestücke und Modelle sind von der Aufsicht zu unterzeichnen oder auf andere Weise
	19.4. Der Auftragnehmer hat weitere Exemplare der genehmigten Zeichnungen in der im Auftrag oder in später erlassenen Verwaltu
	19.5. Die Genehmigung der Zeichnungen, Unterlagen, Probestücke und Modelle entbindet den Auftragnehmer von keiner seiner Verpf
	19.6. Die Aufsicht hat das Recht, zu jedem angemessenen Zeitpunkt in den Räumlichkeiten des Auftragnehmers Einsicht in sämtlic
	19.7. Vor der vorläufigen Abnahme der Bauwerke hat der Auftragnehmer Betriebs- und Wartungsanleitungen mit Zeichnungen bereitz

	Artikel 20: Angemessenheit der Angebotspreise
	20.1. Es wird vorausgesetzt, dass der Auftragnehmer die Baustelle und ihre Umgebung besichtigt und untersucht hat, dass er sic
	20.2. Es wird davon ausgegangen, dass sich der Auftragnehmer vor Abgabe des Angebots von der Richtigkeit und Angemessenheit de
	20.3. Es wird vorausgesetzt, dass der Auftragnehmer seine Preise aufgrund eigener Berechnungen, Ansätze und Schätzungen festge

	Artikel 21: Außergewöhnliche Risiken
	21.1. Trifft der Auftragnehmer während der Ausführung der Bauleistungen auf künstliche Hindernisse oder auf natürliche Bedingu
	21.2. Nach Erhalt der Mitteilung kann die Aufsicht unter anderem:
	21.3. Die Aufsicht entscheidet, in welchem Umfang sämtliche oder ein Teil der genannten künstlichen Hindernisse oder natürlich
	21.4. Witterungsverhältnisse berechtigen den Auftragnehmer nicht zu Forderungen nach Artikel 55.
	21.5. Entscheidet die Aufsicht, dass die künstlichen Hindernisse oder natürlichen Bedingungen insgesamt oder teilweise von ein

	Artikel 22: Sicherheit auf der Baustelle
	22.1. Der Auftragnehmer kann allen nicht an der Vertragsausführung Beteiligten mit Ausnahme der von der Aufsicht oder vom öffe
	22.2. Der Auftragnehmer hat während des gesamten Zeitraums der Ausführung für die Sicherheit auf der Baustelle zu sorgen und i
	22.3. Der Auftragnehmer trifft in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten alle zum Schutz, zur Sicherung und zur Erhaltung
	22.4. Ergibt sich während der Durchführung der Aufgaben die Notwendigkeit dringender Maßnahmen zur Vermeidung von Unfällen ode

	Artikel 23: Schutz angrenzender Grundstücke
	23.1. Der Auftragnehmer trifft in eigener Verantwortung und auf eigene Kosten alle zur fachgerechten Bauausführung und entspre
	23.2. Der Auftragnehmer sichert den öffentlichen Auftraggeber gegen die finanziellen Folgen etwaiger Beanstandungen der Besitz

	Artikel 24: Beeinträchtigung des Verkehrs
	24.1. Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass die Arbeiten und Einrichtungen den Verkehr auf solchen Verkehrseinrichtungen wie Str
	24.2. Die besonderen Maßnahmen, die der Auftragnehmer für notwendig hält, die in den Besonderen Bedingungen vorgesehen sind od

	Artikel 25: Abwasser- und Versorgungsleitungen
	25.1. Stößt der Auftragnehmer bei der Durchführung der Bauarbeiten auf Markierungen, die den Verlauf unterirdischer Abwasser- 
	25.2. Die sorgfältige Erhaltung, die Entfernung bzw. die Rückverlegung von Abwasser- und Versorgungsleitungen oder Anlagen, au
	25.3. Bei Abwasser- und Versorgungsleitungen oder Anlagen, die nicht im Auftrag bezeichnet, aber als solche im Gelände gekennz
	25.4. Die Entfernung und Rückverlegung von Abwasser- und Versorgungsleitungen oder Anlagen sowie die dadurch entstehenden Kost
	25.5. Besteht die Gefahr, dass bestimmte Arbeiten auf einer Baustelle Störungen oder Schädigungen eines öffentlichen Versorgun

	Artikel 26: Abstecken
	26.1. Der Auftragnehmer ist verantwortlich für
	26.2. Wird zu irgendeinem Zeitpunkt während der Ausführung der Arbeiten ein Fehler hinsichtlich der Lage, Ebenen, Abmessungen 
	26.3. Die Überprüfung einer Absteckung oder einer Fluchtschnur oder Höhenmarke durch die Aufsicht enthebt den Auftragnehmer ke

	Artikel 27: Abbruchmaterial
	27.1. Umfasst der Auftrag Abbrucharbeiten, so sind die dabei gewonnenen Baustoffe und Gegenstände, sofern in den Besonderen Be
	27.2. Behalten die Besonderen Bedingungen das Eigentum an den bei Abbrucharbeiten gewonnenen Baustoffen oder den dabei angefal
	27.3. Unbeschadet der Verwendung, der der öffentliche Auftraggeber die Baustoffe oder Gegenstände zuführen will, an denen er s
	27.4. Ist in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgeschrieben, so sorgt der Auftragnehmer auf eigene Kosten im Verlauf

	Artikel 28: Funde
	28.1. Funde, die bei den Ausschachtungs- oder Abbrucharbeiten gemacht werden, werden unabhängig von ihrer Bedeutung unverzügli
	28.2. Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Eigentum an den Gegenständen vor, die bei den Ausschachtungs- oder Abbrucha
	28.3. Artefakte, Antiquitäten, Münzen, naturhistorische oder sonstige Gegenstände, die von wissenschaftlichem Interesse sind, 
	28.4. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der öffentliche Auftraggeber allein über die in Artikel 28 Absätze 1 und 3 gen

	Artikel 29: Vorläufige Bauwerke
	29.1. Der Auftragnehmer errichtet auf eigene Kosten die für die Ausführung der Bauleistungen notwendigen vorläufigen Bauwerke.
	29.2. Sehen die Besonderen Bedingungen vor, dass der öffentliche Auftraggeber für die Planung bestimmter vorläufiger Bauwerke 

	Artikel 30: Bodenuntersuchungen
	Artikel 31: Auftragsüberschneidungen
	31.1. In Übereinstimmung mit den Anforderungen der Aufsicht räumt der Auftragnehmer allen anderen vom öffentlichen Auftraggebe
	31.2. Stellt der Auftragnehmer jedoch auf schriftliches Ersuchen der Aufsicht einem dieser Auftragnehmer oder einer Behörde od
	31.3. Der Auftragnehmer wird nicht aufgrund von Artikel 31 irgendeiner seiner vertraglichen Verpflichtungen entbunden oder zu 
	31.4. Unter keinen Umständen befugen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit einem Auftrag den Auftragnehmer dazu, die Durchführun

	Artikel 32: Patente und Lizenzen

	BEGINN DER AUSFÜHRUNG UND VERZUG
	Artikel 33: Anordnung des Beginns
	33.1. Der öffentliche Auftraggeber setzt den Zeitpunkt des Beginns der Ausführung des Auftrags fest und unterrichtet den Auftr
	33.2. Sofern von den Parteien nichts anderes vereinbart wurde, beginnt die Auftragsausführung spätestens 180 Tage nach der Ben

	Artikel 34: Durchführungszeitraum der Aufgaben
	34.1. Der Durchführungszeitraum der Aufgaben beginnt zu dem nach Artikel 33 Absatz 1 festgesetzten Zeitpunkt und gilt wie in d
	34.2. Sind für gesonderte Lose auch gesonderte Durchführungszeiträume vorgesehen – in Fällen, in denen einem Auftragnehmer meh

	Artikel 35: Verlängerung des Durchführungszeitraums der Aufgaben
	35.1. Der Auftragnehmer kann eine Verlängerung des Durchführungszeitraums beantragen, wenn sich die Erfüllung des Auftrags aus
	35.2. Binnen 15 Tagen, nachdem der Auftragnehmer festgestellt hat, dass eine Verzögerung eintreten könnte, unterrichtet er die
	35.3. Binnen 30 Tagen nach Eingang der umfassenden Einzelheiten des Auftragnehmers zu seinem Antrag und nach angemessener Kons

	Artikel 36: Verzögerung bei der Durchführung der Aufgaben
	36.1. Vollendet der Auftragnehmer die Bauleistung nicht innerhalb der im Auftrag festgelegten Frist(en), so hat der öffentlich
	36.2. Hat der öffentliche Auftraggeber Anspruch auf den Höchstbetrag gemäß Artikel 36 Absatz 1, so kann er nach Unterrichtung 

	Artikel 37: Änderungen durch eine Verwaltungsanweisung
	37.1. Die Aufsicht ist befugt, für jeden Teil der Bauleistungen alle Änderungen anzuordnen, die für die ordnungsgemäße Fertigs
	37.2. Alle Verwaltungsanweisungen ergehen schriftlich und mit der Maßgabe, dass
	37.3. Sofern Artikel 37 Absatz 2 nichts anderes vorsieht, teilt die Aufsicht dem Auftragnehmer vor der Änderung durch eine Ver
	37.4. Nach Erhalt des Vorschlags des Auftragnehmers gemäß Artikel 37 Absatz 3 entscheidet die Aufsicht nach angemessener Konsu
	37.5. Die Preise für alle von der Aufsicht nach Artikel 37 Absätze 2 und 4 angeordneten Änderungen werden von der Aufsicht gem
	37.6. Nach Erhalt der Verwaltungsanweisung bezüglich der Änderung führt der Auftragnehmer die Änderung unter Einhaltung dieser
	37.7. Weicht eine Überschreitung oder Unterschreitung des Gesamtwerts der Bauleistung bei der vorläufigen Abnahme um mehr als 
	37.8. Vertragsänderungen, die nicht durch eine Verwaltungsanweisung abgedeckt werden, müssen mittels eines von allen Parteien 

	Artikel 38: Unterbrechung
	38.1. Der Auftragnehmer unterbricht auf Anordnung der Aufsicht die Ausführung der Bauleistungen oder von Teilen davon so lange
	38.2. Während der Unterbrechung trifft der Auftragnehmer die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der schon erbrachten Bauleist
	38.3. Der Auftragnehmer darf Aufschläge zum vertraglich vereinbarten Preis nur vornehmen, wenn er die Aufsicht innerhalb von 3
	38.4. Nach Konsultation des öffentlichen Auftraggebers und des Auftragnehmers bestimmt die Aufsicht die ihr recht und billig e
	38.5. Dauert die Unterbrechung länger als 180 Tage und ist sie nicht auf ein Versäumnis des Auftragnehmers zurückzuführen, so 
	38.6. Ist das Vergabeverfahren oder die Ausführung des Auftrags mit gravierenden Fehlern oder Unregelmäßigkeiten behaftet oder


	BAUSTOFFE UND AUSFÜHRUNG
	Artikel 39: Bautagebuch
	39.1. Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts anderes vorgesehen ist, wird auf der Baustelle von der Aufsicht ein Bautageb
	39.2. Diese Aufstellungen sind Bestandteil des Bautagebuchs, können jedoch gegebenenfalls getrennt geführt werden. Die technis
	39.3. Der Auftragnehmer hat rechtzeitig und gemäß den Besonderen Bedingungen für die Aufnahme der später nicht mehr feststellb
	39.4. Die nach Maßgabe des Arbeitsfortschritts vorgenommenen Eintragungen in das Bautagebuch werden von der Aufsicht unterzeic
	39.5. Der Auftragnehmer erteilt der Aufsicht auf Verlangen die für die ordnungsgemäße Führung des Bautagebuchs erforderlichen 

	Artikel 40: Ursprung und Qualität der Bauleistungen und der Baustoffe
	40.1. Alle im Rahmen des Auftrags erworbenen Erzeugnisse müssen ihren Ursprung in einem Land haben, das gemäß der Aufforderung
	40.2. Die Arbeiten, Bauteile und Baustoffe müssen mit den im Auftrag genannten Spezifikationen, Zeichnungen, Voranschlägen, Mu
	40.3. Der Auftragnehmer hat eine in den Besonderen Bedingungen vorgesehene vorherige technische Abnahme bei der Aufsicht zu be
	40.4. Selbst nach erfolgter technischer Abnahme der Baustoffe oder Gegenstände, die in das Bauwerk eingehen oder für die Herst

	Artikel 41: Kontrolle und Prüfung
	41.1. Der Auftragnehmer hat dafür Sorge zu tragen, dass die Bauteile und Baustoffe so rechtzeitig an die Baustelle gebracht we
	41.2. Die Aufsicht ist berechtigt, selbst oder durch ihren Bevollmächtigten die Bauteile und Baustoffe sowie die Bauausführung
	41.3. Zur Vornahme von Prüfungen und Kontrollen verpflichtet sich der Auftragnehmer,
	41.4. Ist die Aufsicht zum vereinbarten Prüfungszeitpunkt nicht anwesend, kann der Auftragnehmer, falls die Aufsicht keine and
	41.5. Haben die Bauteile und Baustoffe die in diesem Artikel genannten Prüfungen bestanden, teilt die Aufsicht dem Auftragnehm
	41.6. Kommen die Aufsicht und der Auftragnehmer zu unterschiedlichen Testergebnissen, so gibt jede Seite der anderen innerhalb
	41.7. Die Aufsicht und alle von ihr ermächtigten Personen dürfen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die von ihnen bei der Kontro

	Artikel 42: Zurückweisung
	42.1. Bauteile und Baustoffe, die nicht die spezifizierte Qualität aufweisen, werden zurückgewiesen. Sie können mit einer beso
	42.2. Die Aufsicht kann während der Ausführung der Bauleistungen und vor der Abnahme anweisen oder beschließen,
	42.3. Die Aufsicht teilt dem Auftragnehmer ihren Beschluss so bald wie angemessenerweise möglich unter ausführlicher Darlegung
	42.4. Der Auftragnehmer beseitigt die so bezeichneten Mängel so schnell wie möglich und auf eigene Kosten. Kommt der Auftragne
	42.5. Die Bestimmungen des Artikels 42 gelten unbeschadet der Ansprüche des Auftraggebers nach den Artikeln 36 und 63.

	Artikel 43: Eigentum an Anlagen und Baustoffen
	43.1. Es wird davon ausgegangen, dass die Gesamtheit der vom Auftragnehmer bereitgestellten Ausrüstung, vorläufigen Bauwerke, 
	43.2. In den Besonderen Bedingungen kann vorgesehen werden, dass die Gesamtheit der Ausrüstung, vorläufigen Bauwerke, Anlagen 
	43.3. Wird das Vertragsverhältnis gemäß Artikel 63 aufgrund eines Vertragsbruches des Auftragnehmers gekündigt, so ist der öff
	43.4. Jede Vereinbarung über die Anmietung von auf die Baustelle verbrachten Ausrüstungen, vorläufigen Bauwerken, Anlagen oder
	43.5. Bei Kündigung des Vertragsverhältnisses vor Fertigstellung des Bauwerks händigt der Auftragnehmer dem öffentlichen Auftr


	ZAHLUNGEN
	Artikel 44: Allgemeine Bestimmungen
	44.1. Die Zahlungen erfolgen gemäß den Besonderen Bedingungen in Euro oder in Landeswährung. Die verwaltungsmäßigen oder techn
	44.2. Vom öffentlichen Auftraggeber zu leistende Zahlungen sind auf das Bankkonto zu leisten, das auf dem vom Auftragnehmer au
	44.3. Die auf der Grundlage der jeweiligen Zwischenzahlungsanweisungen und der von der Aufsicht erstellten Schlussabrechnung g
	44.4. Die in Absatz 3 dieses Artikels genannte Frist kann unterbrochen werden, indem dem Auftragnehmer mitgeteilt wird, dass d
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